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wie sicher ist unser Land, oder ist unser 
Land überhaupt noch sicher?

Dazu gibt es vielerlei Aspekte: Für die 
einen ist es wichtig, wo unser Erspartes 
noch sicher ist und für die anderen, wo 
das Geld sicher angelegt werden kann.
Und dann gibt es noch einen all-
gemeinen Sicherheitsaspekt, der da 
heißt: Wie sicher ist mein Geschäft, 
mein Gebäude oder meine Wohnung 
vor Einbruch und Diebstahl, und wie 
komme ich unversehrt an Leib und 
Seele durch die Zeit?

Leider ist das Vertrauen der Men-
schen in unser Land mittlerweile sehr 
gestört durch kriminelle Machen-
schaften wie z. B. Wirecard, in denen 
selbst geprüfte Banker zum Opfer fie-
len und mit ihnen viele Anleger. Oder 
manche Online-Portale, die nichts an-
deres im Schilde führen als die Men-
schen um ihr Geld zu bringen. Hier 
frage ich mich, wo bleibt die Kontrol-
le von Staats wegen, wer blickt hier 
durch und wann ist es gewollt, einzu-
greifen, bevor es zu spät ist?

Bei jedem MITler, der durch Steuer-
betrug aufgefallen ist, sei er auch noch 
so klein, wird hart durchgegriffen ge-
treu dem Sprichwort: Die Kleinen hängt 

man auf, die Großen lässt man laufen! 
Was nicht heißen soll, dass es auch 
unter ihnen schwarze Schafe gibt, aber 
vielleicht sollte man mal das Steuer- 
und Abgabensystem reduzieren, denn 
diese haben meist nicht die Möglich-
keit, ins Ausland zu transferieren.

Was sich im Internet und Co. für kri-
minelle Strukturen aufgetan haben 
und immer noch auftun, ist ein großes 
Problem, speziell für Menschen, die 
nicht so gut damit umgehen können. 
Bis hier ein Portal geschlossen wird, 
vergehen Monate, wenn nicht Jahre, 
wodurch der Cyberkriminalität Tür und 
Tor offenbleibt.

Genauso ist es für mich schwierig, die 
Aussage der Bundeskanzlerin Angela 
Merkel aus dem Jahre 2015 zu akzep-
tieren: Wir schaffen das!
Wer sind „wir“, und wer wurde gefragt, 
ob er oder sie es schaffen kann oder 
auch will in unserem Lande?

Wir sind zwar ein reiches Land, den-
noch gibt es viel Armut und zurück-
gelassene Menschen, die mehr staat-
liche Hilfe nötig haben. 

Sicher sollte es für jedes Land, dem 
es besser geht, eine gewisse Pflicht 

sein, denen zu helfen, die unsere Hilfe 
benötigen. Dazu gehört aber eine ge-
zielte Kontrolle, wer in unser Land 
kommt und warum.

Den Anstieg der Kriminalität, z. B. 
auch durch unkontrollierten Zu-
zug, bekommen mittlerweile alle Be-
völkerungsschichten zu spüren und 
nicht nur in den Ballungszentren, son-
dern auch auf dem flachen Land.

Für dringend erforderlich halte ich es, 
diverse Clans zu überwachen, die auf 
unterschiedlichste Weise - ausgehend 
vom In- und Ausland - ihre kriminellen 
Machenschaften treiben, sei es durch 
Geldwäsche, Menschenhandel, Dro-
gen usw. Hier hilft nur ein sofortiger 
Zugriff durch strengste Überwachung 
und konsequente Strafverfolgung bis 
hin zur Ausweisung. Denn diese Krimi-
nellen gehen zu Lasten der ehrlichen 
und fleißigen Einwanderer, die wir 
selbstverständlich gerne aufnehmen 
und in Arbeit und Brot stellen. 

Herzliche Grüße 
Margarete Reiser

Margarete Reiser

Vorwort

Liebe MITlerinnen, liebe MITler,
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Thomas Strobl

Wir leben in einem sicheren Land

Baden-Württemberg steht bei der Inneren Sicherheit im 
bundesweiten Vergleich seit vielen Jahren mit an obers-
ter Stelle. Da Sicherheit gleichzeitig ein Image- und Stand-
ortfaktor ist, bestehen somit auch in dieser Hinsicht ideale 
Rahmenbedingungen für etablierte Unternehmen wie auch 
für innovative Start-ups.
 
Die Kriminalitätsbelastung, die die Straftaten je 100.000 Ein-
wohnern abbildet, ging im Jahr 2019 abermals zurück und 
liegt aktuell auf einem Wert von 5.184 Straftaten je 100.000 
Einwohner – dem niedrigsten Wert seit Anfang der 90er 
Jahre. Die Aufklärungsquote liegt mit rund 61 % weiterhin auf 
einem hohen Niveau.
 
Auch wenn Baden-Württemberg seit vielen Jahren objek-
tiv zu den sichersten Ländern bundesweit gehört, wird die 
gute Sicherheitslage von manchen Menschen anders wahr-
genommen. Aus diesem Grund hat die Polizei seit 2019 die 
Kriminalitätsbereiche verstärkt in den Blick genommen, die 
das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung beeinträchtigen: die 
Straftaten im öffentlichen Raum. Und die ergriffenen Maß-

nahmen zeigen Wirkung! Die Anzahl gefährlicher und schwe-
rer Körperverletzungen im öffentlichen Raum ging um 9,1 % auf 
6.322 Fälle und damit auf einen Tiefstwert im Fünfjahresver-
gleich zurück. Die Polizei Baden-Württemberg geht bei der Be-
kämpfung von Straftaten im öffentlichen Raum ganzheitlich 
und strategisch vor: Sie analysiert fortlaufend die Kriminali-
tätslagen und setzt dementsprechend Maßnahmen der Prä-
vention, Präsenz, Fahndung und Kriminalitätsbekämpfung 
um. 
 
Ein besonderes Auge wirft die Polizei auf die sogenannten 
Mehrfach- und Intensivtäter – eine zahlenmäßig überschau-
bare, aber besonders problematische Gruppe von Personen, 
die regelmäßig strafrechtlich in Erscheinung tritt und einen 
überproportional großen Anteil der Straftaten begeht. Mehr-
fach- und Intensivtäter zeigen durch ihre Taten ein fehlendes 
Unrechtsbewusstsein, eine Ablehnung gesellschaftlicher 
Normen und eine mangelnde Empathie gegenüber Opfern. 
Das nehmen wir nicht hin: Durch eine zentralisierte und 
abgestimmte Zusammenarbeit von Polizei und Justiz wer-
den frühzeitig kriminelle Karrieren erkannt und unter Aus-

Schwerpunkt

Kriminalitätslage - Fallzahlen

            Straftaten gesamt

            Straftaten gesamt ohne Ausländerrecht

            Aufklärungsquote Straftaten gesamt

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Straftaten gesamt 572.049 582.844 573.459 576.067 594.534 617.365 609.133 579.953 572.173 573.813
gesamt ohne Ausländerrecht 564.808 575.689 566.281 567.547 580.511 593.464 586.421 557.775 553.729 557.581

Aufklärungsquote (AQ) Straftaten gesamt in %1 59,9 58,6 57,7 58,0 58,9 60,1 60,2 62,4 62,7 60,8

1 Sämtliche prozentuale Angaben sind auf die erste Nachkommastelle gerundet.
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schöpfung aller rechtlichen Möglichkeiten beendet. Bei aus-
ländischen Mehrfach- und Intensivtätern ergibt sich neben 
strafrechtlichen Konsequenzen auch ausländerrechtlicher 
Handlungsbedarf. Durch den Sonderstab Gefährliche Aus-
länder, den ich beim Ministerium für Inneres, Digitalisierung 
und Migration Baden-Württemberg angesiedelt habe, ist eine 
enge Verzahnung zwischen den beteiligten Stellen gewähr-
leistet. Der Sonderstab betreibt ein ausländerrechtliches Fall-
management, um bestehende Abschiebungshindernisse zu 
beseitigen und schnittstellenoptimiert eine Beschleunigung 
der komplexen ausländerrechtlichen Verfahren zu er-
reichen. Da sich dieses Konzept als sehr erfolgreich erwiesen 
hat, haben wir inzwischen regionale Sonderstäbe bei allen 
Regierungspräsidien in Baden-Württemberg etabliert.
 
Daneben können vor Ort Sicherheitspartnerschaften zur 
Verbesserung der Sicherheitslage dienen. Ausgerichtet an 
spezifischen Bedingungen entwickeln wir gemeinsam mit den 
Städten und Gemeinden und den regionalen Polizeipräsidien 
maßgeschneiderte Konzepte. Bereits geschlossene Sicher-
heitspartnerschaften mit den Städten Freiburg und Heidel-
berg belegen, dass sich dieses Vorgehen bewährt und sich 
die Sicherheitslage in beiden Städten maßgeblich verbessert 
hat. Zuletzt wurde im Juli 2020 eine Sicherheitspartnerschaft 
zwischen der Landeshauptstadt Stuttgart und dem Innen-
ministerium geschlossen.

Mit unseren Initiativen sind wir für die analoge Welt bes-
tens aufgestellt. Wir dürfen freilich nicht vergessen, dass 
das Sicherheitsgefühl von uns allen auch mit der Sicherheit 
im Netz einhergeht. Daher leistet Baden-Württemberg auch 
mit der Cyberwehr bundesweit Pionierarbeit. Die Cyberwehr 
Baden-Württemberg ist die zentrale Anlaufstelle für Unter-
nehmen im Falle eines IT-Sicherheitsvorfalls – ähnlich wie 
die Feuerwehr bei einem Brand. Kleine und mittlere Unter-
nehmen können sich rund um die Uhr bei IT-Sicherheitsvor-
fällen kostenlos an die Hotline der Cyberwehr wenden. Nach 
der erfolgreichen Pilotierung ist die Cyberwehr seit Kurzem 
landesweit erreichbar.
 
In Baden-Württemberg tun wir also sehr viel für die Sicher-
heit der Menschen in unserem Land – sowohl die tatsäch-
liche Sicherheit als auch die gefühlte Sicherheit. Und alle 
diese Maßnahmen entwickeln wir ständig weiter mit einem 
Ziel: Baden-Württemberg jeden Tag noch ein Stück sicherer 
zu machen.

Thomas Strobl,

poststelle@im.bwl.de,

www.im.baden-wuerttemberg.de  

Thomas Strobl, Stv. Ministerpräsident und Innenminister Baden-Würt-
tembergs

Schwerpunkt
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•   Feuerwiderstandsklasse nach EN 13501-3
-  Massivdecke EI 120 (ho i  o)-S (300 Pa)
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Wartung durch 
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Gemäß DIN EN 15650
Zum Einsatz in raumlufttechnischen Anlagen von Gebäuden

erforderlich mit der neuen 

Brandschutzklappe Typ WFK
DN100 – DN250

Bartholomäus GmbH . Bachstraße 10 . D-89607 Emerkingen
Telefon + 49 7393 9519-0 . info@geba-brandschutz.de

www.geba-brandschutz.de

CE konform
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Die Krawallnacht von Stuttgart und ihre Auswirkungen

Klares und konsequentes Einschreiten von 
Polizei sowie kommunale Projekte sind  
gefordert!

Die ersten Corona-Lockerungen lassen 
einen schönen, geselligen Abend zu. Die 
lauen Sommernächte ziehen die Men-
schen Ende Juni 2020 nach draußen. 
Stuttgart ist nicht die schönste, dafür 
aber eine sehr lebenswerte Stadt mit tol-
len Parkanlagen und dem beindrucken-
den Schlossplatz im Herzen der Innen-
stadt. Der Ruf der Menschen in dieser 
Stadt? Der Stuttgarter wird als pfiffig, 
fleißig und etwas bieder angesehen, ein 
„bissle“ sparsam ist er auch und ist alles 
in allem ein „Schaffer“. Dieses Image 
wurde nicht selbst gepflegt, sondern auf-
grund der starken Wirtschaftskraft den 
Stuttgartern aufgedrückt – eigentlich ja 
auch nicht so schlecht, mit diesen Stereo-
typen beschrieben zu werden.

Was so ein durchaus positives Image 
von Land und Leuten für die wirtschaft-
liche Entwicklung einer Stadt bedeutet, 
möchten wir als CDU-Arbeitskreis der 
Polizei nicht beurteilen, das überlassen 
wir unseren Freundinnen und Freunden 
der MIT. Wir können aber mit Sicherheit 
sagen, dass unser Image als Stadt seit 
dem 21. Juni 2020 ein anderes ist.
 
In den frühen Morgenstunden geht es 
los, eine Kontrolle wegen eines Verstoßes 
gegen das Betäubungsmittelgesetz wird 
von vielen zum Anlass genommen, dem 
unbändigen Hass und der Zerstörungs-
wut freien Lauf zu lassen. Nach den Plün-
derungen und den brutalen Angriffen auf 
Polizeibeamte war Stuttgart europaweit 
in den Medien. Wir wurden über Nacht 
zum Benchmark für misslungene Integra-
tion und viele Kolleginnen und Kollegen 
waren - ob der brutalen Übergriffe - kon-
sterniert und standen unter Schock. 

„Bereits am frühen Sonntagmorgen 
wurde ich von zwei erfahrenen Kollegen 
angerufen, die mir von einem bisher un-

bekannten Ausmaß an Wut, Hass und 
Gewalt berichteten und die über Stun-
den hinweg bis in den frühen Morgen 
mit allem beschmissen wurden, was zu 
finden war. Die Angriffe waren bezüg-
lich des Ausmaßes der Gewalt bis dahin 
nicht vorstellbar, und beide Kollegen, die 
sehr erfahren waren, haben so etwas in 
zusammen 70 Dienstjahren noch nicht 
erlebt“, so Christian Gehring, Presse-
sprecher des AK Polizei Baden-Würt-
temberg und Landtagskandidat für den 
Wahlkreis Schorndorf.

Die Bilanz abseits der Verwüstungen in 
der Innenstadt ist ebenfalls besorgnis-
erregend. Mehr als 30 Polizisten wurden 
von Mitternacht bis in die frühen Morgen-
stunden verletzt, inzwischen konnten 
zahlreiche Tatverdächtige ermittelt wer-
den. Die Polizei ist seit der Krawallnacht 
deutlich präsenter und hat ihre Kontrol-
len verstärkt, geht aber dadurch perso-
nell bis an die Belastungsgrenze.

Leider ist den Insidern diese Entwicklung 
nicht neu und viele Kolleginnen und Kol-
legen waren sich im Klaren darüber, dass 
der Weg, den unsere Landeshauptstadt 
in den letzten Monaten nahm, kein guter 
war. Gerade bestimmte Gewaltdelikte 
haben in den letzten Jahren drastisch 
zugenommen.

Hierzu ein paar Zahlen aus Baden-Würt-
temberg im Vergleichszeitraum 2015 zu 
2019: Im Bereich der Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung stiegen 
die Fallzahlen von 5.474 auf 8.116, bei 
der Gewalt gegen Polizeibeamte von 
3.929 auf 4.993. Nur bei den sonstigen 
Aggressionsdelikten kam es lediglich zu 
einem moderaten Anstieg.
Doch was ist die Ursache, und wer sind 
die Täter? Die Begrifflichkeit „Party- und 
Eventszene“ hat für viel Unverständ-
nis in der Bevölkerung gesorgt und war 
auch nicht nachvollziehbar, gab es doch 
genügend Videos im Internet, die einen 
Rückschluss auf die möglichen Täter zu-
ließen. Von den bis Ende Juli 2020 er-
mittelten Tatverdächtigen haben 80 % 
einen Migrationshintergrund oder eine 
ausländische Staatbürgerschaft. Für uns 
als Arbeitskreis Polizei ist wichtig, hier 
genau hinzusehen. Nur so können wir 
zielgerichtet an einer guten Lösung der 
Gewaltprobleme arbeiten. Im Übrigen 
geht es nicht darum, die Flüchtlingskrise 
immer wieder zu kritisieren. Wir müssen 
jetzt aktiv werden und gute Konzepte für 
eine bessere Integration auf den Weg 
bringen. Es ist nicht unsere Aufgabe, in 
AfD-Manier lediglich auf polemische Art 
und Weise zu kritisieren, wir haben auch 
eine Verantwortung für die Menschen, 
die zu uns geflohen sind.
 
„Wenn es uns nicht gelingt, gute Kon-
zepte im Bereich der Integration auf 
den Weg zu bringen, werden wir eine 
Zweiklassengesellschaft bekommen. Die 
Zurückgelassenen voller Frustration, 
ohne Bildung oder einer Perspektive 
und den privilegierten Menschen, die 
sich abschotten. Dieser Zustand einer 
Gesellschaft ist traurig und muss unter 
allen Umständen verhindert werden“, so 
Rainer Staib, Landesvorsitzender des AK 
Polizei.

Schwerpunkt



7

Rainer Staib, Landesvorsitzender des CDU-AK 
Polizei Baden-Württemberg

Es ist doch eigentlich ganz einfach: Wir hel-
fen denen, die unsere Hilfe brauchen und 
annehmen und sind konsequent bei den 
Menschen, die unseren Staat ablehnen. 
Nur so kann Integration funktionieren. Es 
ist eben nicht zielführend, dass wir viele 
junge Menschen, oftmals junge Männer, 
die zu uns kommen, zusammen in einer 
Flüchtlingsunterkunft unterbringen und 
darauf hoffen, dass die Integration zum 
Selbstläufer wird. Wir müssen als Staat und 
Gesellschaft hier Hand in Hand zusammen-
arbeiten und auch neue Wege gehen. Ein 
gemeinsames soziales Jahr von Deutschen 
und Flüchtlingen könnte hier hilfreich sein 
oder auch gemischte Wohnprojekte.
 
Doch in Stuttgart waren ja nicht nur 
Flüchtlinge und Migranten an den Aus-

schreitungen beteiligt. Es war auch nicht 
die typische Partyszene, die ihr Geld in 
den Clubs der Stadt ausgibt. Das Feld der 
Aggressoren bestand aus den Menschen, 
die sich die Clubs und Bars der Stadt 
nicht leisten können, von den Türstehern 
zurückgewiesen werden und sich dann 
am Eckensee treffen. Das ist keine Ent-
schuldigung für die begangene Gewalt, 
aber ein Erklärungsansatz.

Doch was tun, um weitere mögliche Aus-
schreitungen in der Stuttgarter Innenstadt 
zu verhindern? Der Arbeitskreis Polizei 
hat sich in einer Arbeitsgruppe unter der 
Federführung des Stuttgarter AK-Leiters 
Christopher Dirscherl zusammengesetzt 
und ein mehrseitiges Strategiepapier mit 
folgenden Eckpfeilern verfasst, welches 

Ansatzmöglichkeiten geben soll, um die 
oben beschriebenen Probleme erst gar 
nicht entstehen zu lassen.

• Umgestaltung des Schlossgartens: 
Es bedarf eines dringenden Beleuch-
tungs- und Umgestaltungskonzeptes. Die 
Ansiedlung von Gastronomie kann hier 
ebenfalls ein Erfolgsrezept sein.

• Recht/Änderung der 
Benutzungsordnung:
Für die oberen Schlossgartenanlagen 
gilt die Benutzungsordnung des Finanz-
ministeriums. Diese Verordnung ist zu 
unbestimmt und vor allem nicht buß-
geldbewährt. Die Stadt muss hier mit-
arbeiten und darf nicht als zahnloser 
Tiger auftreten.

Christopher Dirscherl, Vorsitzender des CDU-AK 
Polizei Stuttgart

Christian Gehring, Pressesprecher des CDU-AK 
Polizei Baden-Württemberg

Schwerpunkt
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• Verwaltungsrechtliche Maßnahmen: 
Konsequentes Durchsetzen von Auf-
enthaltsverboten und konsequente Ab-
schiebungen von Gewalttätern.

• Starke Polizeipräsenz sowie Präsenz 
des städtischen Vollzugsdienstes:
Es ist wichtig, dass die Polizei und der 
städtische Vollzugsdienst mit einem 
hohen Kräfteansatz vor Ort ist und 
den Kontrolldruck aufrechterhält. Auch 
hier ist die Stadt in der Pflicht mit einer 
massiven Aufstockung der Ortspolizei-
behörde. Gemeinsame Streifen können 
dabei ein Ansatz sein.

• Ausstattung der Polizei:
Hier hat unser Innenminister schnell und 
gut reagiert. Die schon gute Ausstattung 
der Polizei wird erweitert. Es fehlt jedoch 
an einer Distanzwaffe, deutlich unterhalb 
unserer Schusswaffen, um Angreifern aus 
der Ferne entgegenwirken zu können.

• Prävention:
Da es sich hauptsächlich um Jugend-
liche/Heranwachsende handelt, sollten 
auch zwingend Streetworker etc. mit ein-
gebunden werden, um die Jugendlichen/
Heranwachsenden mit ausländischen 
Wurzeln nicht zu „verlieren“.

Es müssen alle Akteure zusammen-
arbeiten, um ein Klima des Wohlfühlens 
in einer Stadt gewährleisten zu können. 
„Wir sind uns sicher, dass eine funktio-
nierende Wirtschaft nur dann gelingt, 
wenn das Bedürfnis nach Sicherheit 
nicht leidet“, so Christopher Dirscherl.

Für die Stuttgarter Geschäfte, den Touris-
mus, die Gastronomie oder den Kultur-
betrieben war die Stuttgarter Krawall-
nacht nicht förderlich. Der gute Ruf der 
Stadt hat gelitten und wir alle sind auf-
gefordert, hier geschlossen der Polizei 
den Rücken zu stärken.

Die genannten Lösungsansätze könnten 
Blaupause für das gesamte Land sein. 
Es gibt momentan zwar keinen weiteren 
uns bekannten ähnlichen Brennpunkt im 
Land, es ist aber nicht ausgeschlossen, 
dass sich so etwas jederzeit wieder-
holen könnte. Dies wäre nicht nur aus 
sicherheitspolitischer Sicht dramatisch, 
sondern auch aus wirtschaftlicher. Nur 
eine sichere Stadt lädt zum Verweilen 
und sich Wohlfühlen ein. Das subjektive 
Sicherheitsgefühl ist somit entscheidend 
für einen guten Wirtschaftsstandort. 
Dieses zu erhalten ist die Aufgabe eines 
jeden einzelnen von uns. Wir als Polizei 

werden alles dafür tun, um Straftaten 
konsequent und zielgerichtet verfolgen 
zu können. Land und Kommune müssen 
uns dazu die rechtlichen Möglichkeiten 
geben.

Und ein weiterer „Big Point“: Integra-
tion gibt es nicht zum Nulltarif, aber 
zahlt sich am Ende des Tages aus. Auf 
jeden Fall sind wir dankbar, hier im Land 
die volle Rückendeckung des Innen-
ministers zu haben. Nur so kann die Poli-
zei abreiten und steht nicht unter dem 
dauernden Misstrauen wie die Kollegen 
in Berlin, die neben der zunehmenden 
Gewalt gegen Polizeibeamte auch den 
ständigen Diffamierungen durch Rot-
Rot-Grün ausgesetzt sind. Wir sind als 
Polizei immer bereit, für die Menschen 
im Land bis an die Belastungsgrenze 
zu gehen. Die Mammutaufgabe der In-
tegration gelingt aber nur gemeinsam 
mit den Kommunen, der Wirtschaft 
und dem Ehrenamt. Deshalb sind wir 
auch immer an einem guten Austausch 
mit der MIT interessiert und wünschen 
Ihnen alles Gute.

Rainer Staib, Christian Gehring, Christopher Dirscherl,

cdu-rainer.staib@gmx.de, 

www.cdu-ak-polizei-bw.de  

Schwerpunkt

Sind Sie fit für den digitalen Wandel?
Beratungsfelder:

•	 Internationales	Wirtschaftsrecht	
•	 Handels-	und	Gesellschaftsrecht
•	 M&A/Unternehmenskauf
•	 Bank-	und	Kapitalmarktrecht		
•	 Datenschutzrecht	
•	 Sanierungsberatung
•	 Wettbewerbs-	und	Marketingrecht	
•	 Wirtschaftsstrafrecht

Derra, Meyer & Partner
Rechtsanwälte PartGmbB
Frauenstraße	14
89073 Ulm

Derra, Meyer & Partner
Rechtsanwälte PartGmbB
Rotebühlstraße	44
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Fax:	 07 31/9 22 88 88
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Tel.:	 07 11/62 01 08 35
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In	Zeiten	fortschreitender	Digitalisierung	müssen	Unternehmer	
flexibel	und	schnell	auf	Veränderungen	reagieren.	Dies	gilt	auch	
für	die	Anpassung	der	eigenen	Geschäftsabläufe	an	rechtliche	
Vorgaben	und	Notwendigkeiten.	

Eine	Herausforderung,	bei	der	wir	Ihnen	als	wirtschaftsrechtlich	
und	international	ausgerichtete	Anwaltskanzlei	zur	Seite	stehen.	
Unsere	Experten	unterstützen	Sie	an	zehn	Standorten	in	Deutsch-
land,	 Italien	 und	 Polen,	 damit	 Sie	 Ihre	 Chancen	 bestmöglich		
nutzen	und	Risiken	weitestgehend	abdecken	können.
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Eine lebendige Stadt ist eine sichere Stadt

Die Frage „Sofa oder City?“ wird künf-
tig über die Sicherheit in Großstädten 
entscheiden.
Max Mustermann braucht eine neue 
Sonnenbrille. Seine Optionen: Ab zum 
Laden in der Innenstadt oder ab aufs 
Sofa und im Internet bestellen. Die Frage 
„Sofa oder City?“ mag im ersten Moment 
vielleicht unwichtig, gar banal anmuten. 
Doch die Antwort auf diese Frage wird 
in Zukunft sowohl über Sein oder Nicht-
sein von Einzelhandel, Theatern, Kinos, 
Museen, Dienstleistern sowie Clubs, 
Bars und Restaurants als auch über die 
Sicherheit in Großstädten wie Stuttgart 
entscheiden.
Doch wie kann diese Frage so wichtig 
sein? Zunächst die wirtschaftliche Be-
gründung: Wenn Max Mustermann sich 
für den Laden in der Innenstadt ent-
scheidet, profitieren davon noch viele 
weitere Akteure. Max Mustermann wird 
entweder mit dem Auto fahren und für 
das Parkhaus bezahlen oder ein Ticket für 
Bahn oder Bus lösen. Er wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit etwas trinken oder 
sogar essen gehen und im Anschluss an 
seinen Einkauf vielleicht noch ins Kino 
oder ins Theater, ins Museum, in einen 
Club gehen oder ein Konzert besuchen. 
Zudem stehen die Chancen mehr als 
gut, dass Max Mustermann den Ausflug 
in die Stadt nicht allein unternimmt und 

sich somit weitere Personen an der Wert-
schöpfung in der City beteiligen.
Entscheidet sich Max Mustermann je-
doch für Sofa und Internet, wird er im 
Anschluss an seinen Einkauf bei Amazon, 
Zalando und Co. keinen Espresso trin-
ken, er wird nicht essen gehen, nicht ins 
Kino gehen und kein Konzert besuchen. 
Er wird auf dem Sofa liegen bleiben, Net-
flix, DAZN oder Apple-TV streamen und 
eine Pizza oder einen Burger nach Hause 
bestellen.

Kurz und knapp: An der Frage „Sofa oder 
City?“ und damit am Erfolg oder Miss-
erfolg des stationären Einzelhandels 
hängt wesentlich mehr als die Existenz 
des Handels selbst. Die Antwort auf 
diese Frage entscheidet am Ende des 
Tages über das wirtschaftliche Überleben 
aller Branchen, die auf zahlende Gäste, 
Kunden oder Publikum angewiesen sind. 
Am Ende stehen Stadtleben, kulturelle 
Vielfalt und die Identität der Stadt selbst 
auf dem Spiel.
Denn was geschieht, wenn Restaurants, 
Bars, Handelsgeschäfte, Diskotheken, 
Clubs und Dienstleister, Theater und 
Museen keine wirtschaftliche Grundlage 
mehr haben? Eine Stadt verödet, es brei-
ten sich Leerstände aus und es kommen 
weniger und weniger Menschen in diese 
Stadt, weil es weniger und weniger Grün-
de und Anlässe gibt, diese Stadt noch zu 
besuchen.
Einen Vorgeschmack auf ein solches Sze-
nario hat das Frühjahr 2020 mit dem Co-
rona-Lockdown und dessen gravierenden 
wirtschaftlichen Folgen bereits vermittelt. 
Wir mussten eine Innenstadt erleben, in 
der es keine Veranstaltungen mehr gibt, in 
der die Läden geschlossen bleiben, in der 
Theater und Kinos nicht mehr öffnen. 
Wie gravierend diese Folgen für eine 
Stadt sind, lässt sich genau beziffern. 

Sven Hahn, City-Manager und Geschäftsführer der City-Initiative Stuttgart e.V. (CIS)

So voll sollten die Innenstädte sein.

Schwerpunkt
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Die Zahl der Passanten auf Königstraße 
und den anderen Einkaufsmeilen Stutt-
garts wird digital gemessen. Wurden im 
vergangenen Jahr an einem normalen 
Samstag in Summe pro Messstelle rund 
100.000 Menschen gezählt - bei einem 
Event der City-Initiative Stuttgart e.V. 
gerne auch mehr als 150.000 -, so sind es 
seit Corona im besten Fall noch 60.000 
bis 70.000. Zudem fehlen die Besucher 
von Weindorf, Fischmarkt, Christopher 
Street Day, dem Sommerfest, dem Kin-
der- und Jugendfestival, der Einkaufs-
nächte und vieler weiterer Events. Als 
Referenz: allein das Weindorf zieht in 
weniger als zwei Wochen mehr als eine 
Million Besucher. Die Hotellerie ver-
zeichnet in den Vorjahren mehr als vier 
Millionen Übernachtungsgäste allein 
in  der Landeshauptstadt und aktuell 
Einbrüche von mehr als 90 %. Zudem 
fehlt ein Großteil der mehr als 50 Mil-
lionen Tagesgäste – seien es Geschäfts-
reisende aus Berlin und Hamburg oder 
Familienausflügler aus Freudenstadt 
und Reutlingen. Von den Menschen, die 
statt vom Büro in der City ihre Arbeit 
vom Frühstückstisch im Homeoffice aus 
erledigen ganz zu schweigen. 
Die Folge: die Innenstadt ist leer-
gefegt. Dass die Krawalle in der Nacht 
vom 20. auf den 21. Juni ausgerechnet 
in diese Zeit gefallen sind, ist kein Zu-
fall. Denn das pulsierende Leben in 

einer bunt gemischten Stadt ist neben 
aller wirtschaftlichen Betrachtungs-
weisen auch ein soziales Korrektiv. Ein 
lebendiges Treiben, was aus Einkäufern, 
Festbesuchern, Club- und Party-Gän-
gern, Büromitarbeitern, Familien, alten 
wie jungen Menschen besteht, wirkt 
immer als soziales Korrektiv – Aus-
brüche einzelner werden weitgehend 
verhindert.

Neben allen politischen und sozialen 
Hintergründen der Krawalle ist das 
Fehlen eines öffentlichen Lebens in der 
Stadtmitte einer der Hauptgründe für 
diesen Ausbruch. 
Und dessen Folgen sind dramatisch: Laden-
betreiber, deren Schaufenster zerstört 
und deren Auslagen geplündert wurden, 
stehen in Zeiten einer nie dagewesenen 
wirtschaftlichen Krise vor einer zusätz-
lichen emotionalen wie wirtschaftlichen 
Extrembelastung. Die Bilder von Tritten 
gegen Polizisten, von Gewalt und Plünde-
rungen halten zusätzlich Menschen vom 
Besuch in Stuttgart ab. Wir erleben das 
Musterbeispiel einer selbsterfüllenden, 
negativen Prophezeiung.
Die entscheidende Aufgabe – sowohl im 
Interesse der Inneren Sicherheit als auch 
im Interesse einer gesunden lokalen 
Wirtschaft – muss es also sein, auch in 
Corona-Zeiten einen Weg zu finden, die 
Stuttgarter Innenstadt zu beleben! Denn 
von dieser komplexen Fragestellung, die 
sich vereinfacht mit der Formel „Sofa 
oder City?“ beschreiben lässt, ist neben 
dem Überleben unserer Betriebe auch 
der Erfolg im Kampf gegen Kriminalität 
und Gewalt abhängig.

Sven Hahn,

hahn@cis-stuttgart.de,

www.cis-stuttgart.de  

Ausschreitungen auf der Königsstraße im Juni 2020

Schwerpunkt

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG
Industriestr. 10 . 73337 Bad Überkingen-Hausen
Telefon 0 73 34.74-0 . Telefax 0 73 34.7 42 95
e-mail: info@gruener-systemtechnik.de
www.gruener-systemtechnik.de
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Sicherheitsaufgaben  
der Bundespolizei  
am Flughafen Stuttgart

Die Bundespolizeiinspektion Flug-
hafen Stuttgart ist am internationalen 
Verkehrsflughafen Stuttgart (Manfred 
Rommel Airport) für die Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs, den 

Schutz vor Angriffen auf die Sicher-
heit des Luftverkehrs sowie für bahn-
polizeiliche Aufgaben zuständig. 
Im Rahmen der grenzpolizeilichen Auf-
gabenwahrnehmung kontrollieren die 
Polizeibeamten bei der Ein- und Aus-
reise die Ausweisdokumente sowie 
Aufenthaltstitel der Flugreisenden. 
Zu den Luftsicherheitsaufgaben ge-
hören die Bestreifung des Vorfelds 
und der Terminals sowie die Passagier-, 
Hand- und Reisegepäckkontrollen. 
Diese Kontrollen werden im Auftrag 
der Bundespolizei durch eine priva-
te Sicherheitsfirma mit derzeit über 
550 Mitarbeitern durchgeführt. Im 
Bereich der bahnpolizeilichen Auf-
gabenwahrnehmung ist die Bundes-
polizeiinspektion Flughafen Stuttgart 
für die S-Bahn-Strecke von der Flug-
hafentunneleinfahrt Echterdingen bis 
zum Bahnhof Filderstadt-Bernhausen 

zuständig. Der Flughafen Stuttgart ge-
hört mit bis zu 400 Starts und Landun-
gen zu über 120 nationalen und inter-
nationalen Flugzielen am Tag zu einem 
der größten Flughäfen Deutschlands. 

Im Jahr 2019 reisten etwa 12,7 Mil-
lionen Passagiere über den Flughafen 
Stuttgart.
Zur Durchführung der Grenzkontrollen 
stehen der Bundespolizei am Flughafen 
Stuttgart insgesamt 38 Grenzkontroll-
schalter zur Verfügung. Im Rahmen der 
Luftsicherheitskontrollen kann die Pas-
sagier- und Handgepäckkontrolle an 
insgesamt 32 Kontrollspuren erfolgen. 
Hierbei werden Reisenden festgestellte 
verbotene Mengen an Flüssigkeiten oder 
gefährliche Gegenstände wie beispiel-
weise brennbare Stoffe, Waffen oder 
spitze/scharfe Objekte abgenommen.“ 

Bundespolizeidirektion Stuttgart - Stabsstelle 

Öffentlichkeitsarbeit,

presse.stuttgart@polizei.bund.de,

www.bundespolizei.de  

Grenzkontrolle

Luftsicherheit am Vorfeld

Schwerpunkt

Luftsicherheit am Terminal
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Sensoren messen Abstände zwischen den Passagieren

Flughafen Stuttgart:  
Sicher Fliegen auch in der 
Corona-Pandemie 

Die Corona-Pandemie hat im Frühjahr 
den internationalen Luftverkehr erheb-
lich beeinträchtigt, in Deutschland und 
Europa kam der Flugbetrieb für kurze 
Zeit sogar fast vollständig zum Erliegen. 
Mittlerweile ist der Flugverkehr wieder 
angelaufen, am Stuttgarter Airport star-
ten und landen in den Sommermonaten 
etwa ein Drittel der sonst üblichen 
Passagiermaschinen.

Flughäfen und Airlines versuchen mit vielen 
Mitteln, die Flugreise so sicher wie möglich 
zu machen. Online-Check-in und Self-Bag-
gage-Drop helfen bei kontaktlosem Rei-
sen, bei der Sicherheitskontrolle vor dem 
Abflug sind Bodyscanner im Einsatz, und 
Flugzeuge werden, wo immer es möglich 
ist, direkt am Terminal geparkt – so können 
die Passagiere einzeln nacheinander durch 
die Fluggastbrücke einsteigen. 

Am Landesflughafen unterstützen jetzt 
auch über 140 Sensoren an Decken und 
Wänden dabei, dass im Terminal die Ab-
stände zwischen den Passagieren best-
möglich eingehalten werden. Die Technik 
selbst ist schon seit 2013 im Einsatz, ur-
sprünglich wurde damit die Wartezeit der 
Fluggäste vor der Sicherheitskontrolle 
gemessen. Jetzt wurden die Geräte 
modifiziert und eine neue Software ent-
wickelt, die den Standort einer Person 
mit einer Genauigkeit von 20 Zenti-
metern anzeigen kann. 

Ein Besucher im Terminal wird dabei 
als anonymer farbiger Punkt erfasst; 
auf dem Bildschirm im Kontrollraum 
wird lediglich abgebildet, wo und wie 
sich die Punkte bewegen. So lässt sich 
mit einer Art Heatmap erfassen, wo 
Passagiere immer wieder gehäuft zu-
sammenstehen. Sind solche Engstellen 
oder öfter überfüllte Ecken erkannt, 
lässt sich dort gezielt die Wegführung 
verbessern. Die Software der Schwei-
zer Firma Xovis zeigt so auch, ob z. B. 
Bodenmarkierungen oder andere Hin-
weise vor Ort Abhilfe schaffen oder 
ob nachgebessert werden muss, damit 
die Infektionsgefahr durch größere 
Menschengruppen so gut wie möglich 
reduziert wird. 

Walter Schoefer, Sprecher der Geschäfts
führung der Flughafen Stuttgart GmbH:  
„Wir befinden uns in einer noch nie dagewese-
nen Situation, die uns alle gemeinsam vor große 
Herausforderungen stellt. Die Pandemie zeigt uns 
auch, wie wichtig und selbstverständlich Mobilität 
für die Menschen geworden ist.  Nach einigen 
Monaten mit vielen Video- und Telefonkonferen-
zen ist auch klar, dass persönliche Kontakte unter 
Geschäftspartnern unverzichtbar sind.“

Schwerpunkt

3-D-Stereovisionssensor an der Decke des Flughafen Stuttgart
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Schwerpunkt

„Mit dieser neuen Technik unserer 
3-D-Stereovisionssensoren können wir 
die Passagierströme besser verstehen 
und sehen, wie sie sich im Terminal 
bewegen“, so Flughafenchef Walter 
Schoefer. Der Flughafen Stuttgart ist 
nach Angaben des Herstellers europa-
weit einer der ersten, der diese Technik 
nutzt, um die Regeln zu kontrollieren 
und gegebenenfalls anzupassen. Ab-
stand, Maskenpflicht und Vorsicht wer-
den noch lange zum Reisen gehören. 
Die Sensoren werden dabei helfen, 

physisch Distanz zu halten, auch wenn 
es zukünftig wieder mehr Betrieb in 
den Terminals gibt.

Beate Schleicher,

presse@stuttgart-airport.com,

www.stuttgart-airport.com  

Zahlen & Fakten

	 2019	 2020
Passagierzahlen	 12,7 Mio.	 ca. 3 Millionen erwartet
Flugbewegungen	 142.341	 (deutlich weniger)
	 bis zu 400 täglich	 aktuell etwa 140 Bewegungen täglich
Umsatz 	 300,1 Mio. Euro	 Keine Angabe
Mitarbeiter	 998
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Stuttgarts Terminal 3 mit Tensatoren und Bodenmarkierungen, um Abstand herzustellen und einen möglichen Rückstau von Fluggästen an der Sicherheitskon-
trolle zu lenken.

Wiesbauer-Alukrane
 Die kompakten Mietkrane 
als Anhänger- oder LKW- 
Kran zum selbst bedienen.

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane . Schwertransporte . Montagen . Spezialfahrzeuge

Stuttgart   Tel. 0711.70091-95  Neckarsulm   Tel. 07132.34136-0
Schwaikheim   Tel. 07195.59999-27  Plankstadt     Tel. 06202.97860-36

Firmenzentrale

Wiesbauer GmbH & Co. KG
Laiernstraße 35 
74321 Bietigheim-Bissingen
Tel. 07142.9760-0
Fax 07142.9760-90
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Wirtschaftskriminalität  
im Mittelstand

In einer sich stetig wandelnden und kom-
plexer werdenden Welt birgt der Kampf 
gegen Wirtschaftskriminalität große 
Herausforderungen. Unternehmen müs-
sen flexibel auf sich ändernde Themen 
und Erscheinungsformen reagieren, um 
den dynamischen Entwicklungen folgen 
zu können. Wurde in den Nuller-Jahren 
insbesondere gegen Korruption ge-
kämpft, lag der Fokus danach auf Kartell-
themen, sodann auf dem Datenschutz 
und auch die Corona-Krise bringt neue 
Betrugsmuster mit sich. Hinzu kom-
men immer strengere regulatorische 
Anforderungen, welche einerseits eine 
Verbesserung der Präventionsmechanis-
men erfordern und andererseits hohe 
Sanktionen vorsehen. Unternehmen aller 
Größen haben angemessene und wirk-
same Maßnahmen zu ergreifen, um Wirt-
schaftskriminalität aktiv zu vermeiden, 
aufzudecken und entsprechende Maß-
nahmen ergreifen zu können. 

Wirtschaftskriminalität macht nicht 
vor kleinen und mittleren Unter-
nehmen halt
Die Studie „Wirtschaftskriminalität in 
Deutschland 2020“ der KPMG AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft belegt nicht 
überraschend, dass die Thematik auch für 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
von Relevanz ist. 

Unter den befragten KMU schätzen 76 % 
der kleinen Unternehmen (mit einem 
Umsatz unter 250 Mio. Euro) und 80 % 
der mittelgroßen Unternehmen (Um-
satz zwischen 250 Mio. und 3 Mrd. Euro) 
das Risiko eines wirtschaftskriminellen 
Vorfalls für deutsche Unternehmen ins-
gesamt als hoch oder gar sehr hoch 
ein. Demgegenüber wird die eigene Be-
drohung nur von knapp 31 % der KMU 
als hoch oder sehr hoch eingeschätzt. 
KMU schätzen ihre eigene Betroffen-
heit wesentlich geringer ein als andere 
Unternehmen. 

Tatsächlich betroffen von Wirtschafts-
kriminalität waren im Befragungszeit-
raum bei den mittleren Unternehmen 39 % 
und bei den großen Unternehmen 41 %. 
Bei den kleinen Unternehmen gaben 
23 % der Befragten an, von Wirtschafts-
kriminalität betroffen gewesen zu sein. 
Das größte Risiko sehen KMU in wirt-
schaftskriminellen Handlungen, die zu 
einem Datendiebstahl und/oder Daten-
missbrauch, zu einer Verletzung von 
Schutz- und Urheberrechten oder zu einer 
Verletzung von Geschäftsgeheimnissen 
führen können. Auffallend gering fällt die 
Risikowahrnehmung in Bezug auf Geld-
wäsche aus. 66 % der KMU sehen in die-
sem Delikt eine geringe Gefahr. Allerdings 
belegen die Studienergebnisse, dass nahe-

zu jedes zehnte mittelgroße Unternehmen 
hiervon bereits betroffen war. Der Kampf 
gegen Geldwäsche steht auch im öffentli-
chen Fokus. So wurde das deutsche Geld-
wäschegesetz zuletzt zum 01. Januar 2020 
verschärft und die geplante Reformierung 
des Geldwäschestraftatbestandes soll die 
strafrechtliche Bekämpfung von Geld-
wäsche in Deutschland weiter stärken. 
Die gesetzgeberischen und behördlichen 
Aktivitäten unterstreichen: Geldwäsche ist 
ein ernstzunehmendes Thema, das nach-
haltig bekämpft werden soll. 

Im Befragungszeitraum am häufigsten 
betroffen waren KMU von Diebstahl 
und Unterschlagung (45 % der KMU). 
Von Datendiebstahl bzw. -missbrauch 
waren kleine Unternehmen vergleichs-

Barbara Scheben, Rechtsanwältin, Partner,  
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Leiterin des Bereichs Forensic

Schwerpunkt

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0
info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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weise häufiger betroffen als mittlere 
Unternehmen (kleine: 34 %; mittle-
re: 27 %). Für mittlere Unternehmen 
zeigt sich im Vergleich eine höhere Be-
troffenheit hinsichtlich der Verletzung 
von Schutz- und Urheberrechten (klei-
ne: 16 %; mittlere: 21 %). 

Wirtschaftskriminalität kann zu 
enormen monetären Schäden bei 
den betroffenen Unternehmen füh-
ren. So gaben die befragten KMU 
an, dass der ihnen entstandene 
Schaden regelmäßig zwischen 
50.000 Euro und 340.000 Euro  

gelegen hat. Zudem verzeichnete 
knapp jedes zehnte der betroffenen 
mittelständischen Unternehmen einen 
Schaden oberhalb der Millionen-Gren-
ze. Besonders hohe Summen werden 
für Diebstahl bzw. Unterschlagung ge-
nannt. Hierbei gaben 10 % der KMU 
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an, dass ihnen ein Schaden zwischen 
500.000 Euro und 5.000.000 Euro ent-
standen sei.

Schutzmaßnahmen wirken – gegen 
Gefahren von innen und außen
61 % aller wirtschaftskriminellen 
Handlungen wurden mit Blick auf KMU 
allein von Externen oder unter deren 
Beteiligung begangen. Dies und die 
Angabe der KMU, dass Unachtsamkeit 
bzw. Nachlässigkeit die wesentlichsten 
Faktoren für Wirtschaftskriminalität 
sind (52 %) macht deutlich: Die Gefahr 
droht auch von innen. 

Ein ganzheitlicher Präventionsansatz ist 
daher erforderlich. Gefragt nach um-
gesetzten Schutzmechanismen fällt 
auf, dass große Unternehmen in der 
Regel über ein breiteres Spektrum an 
präventiven Maßnahmen verfügen. 
Diese umfassen z.B. die Durchführung 
von Integritätsüberprüfungen von Ge-
schäftspartnern und/oder Lieferanten  
(große Unternehmen: 77 %, KMU: 67 %), 
die Erfassung und Bewertung von Risiken 
aus wirtschaftskriminellen Handlungen 
im Rahmen des Risikomanagements 
(große Unternehmen: 77 %; KMU: 50 %) 
sowie die systematische Erfassung von 
Frühwarnindikatoren, sog. Red-Flags, 
(große Unternehmen: 59 %; KMU: 35 %). 
Daneben sollte auch die Wirkung von 
Maßnahmen, die intern ansetzen, nicht 
unterschätzt werden. Durch Schulungen 
sowie die Etablierung einer sichtbaren 

Compliance-Organisationsstruktur kann 
eine höhere Awareness bezüglich Wirt-
schaftskriminalität geschaffen werden.

Verbesserungspotenzial sieht fast 
jedes Unternehmen
Zu einer angemessenen Reaktion auf 
Wirtschaftskriminalität gehört es 
auch, das bisherige Vorgehen zu evalu-
ieren. Positiv hervorzuheben ist, dass 
nahezu jedes befragte KMU (96 %) 
angab, prinzipiell Verbesserungs-
potenzial erkannt zu haben. Die 
größten Schwierigkeiten werden bei 
der unternehmensinternen Kommu-
nikation der Vorkommnisse gesehen 
(64 % der KMU). Aber auch hin-
sichtlich der Koordination und Ab-
stimmung des Vorgehens (52 % der 
KMU) und der professionellen Durch-
führung von internen Ermittlungen 
(41 % der KMU) sehen Unternehmen 
Verbesserungspotenziale.

Unabhängige Sachverhaltssaufklä-
rung als Mindestvoraussetzung
Für den Fall, dass ein Unternehmen mit 
Wirtschaftskriminalität in Verbindung 
gebracht wurde, lässt sich erkennen, 
dass immer öfter die Geschäfts-
beziehung an Bedingungen geknüpft 
wird (47 % der KMU). Insbesondere 
wird verlangt, dass der Sachverhalt un-
abhängig aufgeklärt (83 % der KMU) 
und ein wirksames Compliance-Ma-
nagement-System eingeführt wurde 
(74  % der KMU).

Im Ergebnis zeigt die Befragung, 
dass unabhängig von seiner Größe 
jedes Unternehmen von Wirtschafts-
kriminalität betroffen sein kann. 
Unternehmen stehen unter hohem 
Druck, sich flexibel auf wirtschafts-
kriminelle Erscheinungsformen einzu-
stellen, diese wirksam zu vermeiden 
und aufzudecken. Hinzu treten neue 
regulatorische Anforderungen, wel-
che die Konzeptionierung und Im-
plementierung von Compliance-
Maßnahmen erfordern, aber auch 
bußgeldmindernd berücksichtigen. So 
sieht beispielsweise der vorgelegte 
Entwurf eines Verbandssanktionenge-
setzes auf der einen Seite Bußgelder 
von bis zu 10 % des weltweiten Um-
satzes vor. Er zeigt auf der anderen 
Seite aber Wege auf, das Bußgeld zu 
mindern. Nach den Vorgaben des 
Gesetzes durchgeführte interne Er-
mittlungen führen zu einer Reduzie-
rung des Bußgeldrahmens um die 
Hälfte und auch Compliance-Maßnah-
men können sich bußgeldmindernd 
auswirken. Dies zeigt: Die konsequen-
te Prävention, Detektion von sowie 
Reaktion auf wirtschaftskriminelle 
Handlungen ist zur Vermeidung von 
möglichen Bußgeldern und weiteren 
Schäden unerlässlich.

Barbara Scheben, 

bscheben@kpmg.com, 

https://home.kpmg/de/de/home/dienst-

leistungen/audit/forensic.html  
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Sicher zu Hause: Cyber Security im Homeoffice

Wenn man in einigen Jahren Unternehmer fragt, wer die Di-
gitalisierung vorangetrieben hat, könnte eine Antwort sein: 
Corona. Das Virus Covid-19 verändert heute bereits unse-
ren Alltag und insbesondere auch unsere Arbeitswelt nach-
haltig. Meetings werden per Videokonferenz abgehalten, 
es wird noch mehr auf E-Mails gesetzt, die Mitarbeiter 
befinden sich im Homeoffice. Laut einer Umfrage des 
Branchenverbands Bitkom arbeitet von den berufstätigen 
Befragten mittlerweile jeder Zweite ganz oder zumindest 
teilweise im Homeoffice. Für jeden fünften Berufstätigen 
ist es sogar das erste Mal, dass der Arbeitsplatz im eigenen 
Wohnzimmer, in der Küche oder einem eigenen Arbeits-
zimmer bezogen werden muss. Was erst mal nach New 
Work, Start-up oder Großkonzern klingt, ist insbesondere 
für den Mittelstand ein wichtiges Thema, das insbesondere 
auch die IT auf die Probe stellt.

Mit der neuen Realität und den damit einhergehenden Ver-
änderungen eröffnen sich Chancen: Für Unternehmen, für die 
Digitalisierung, für die Art und Weise, wie wir zukünftig arbeiten, 
aber wie so oft eben auch für Kriminelle. Für sie sind die aktuellen 
Umstände ein gefundenes Fressen. Mit gefälschten E-Mails ver-
breiten Betrüger unseriöse Werbung für sehr günstige Gesichts-
masken und Desinfektionsmittel, für zweifelhafte Investments 
oder für Spendenaufrufe. Aber auch im Internet lauern Fallen. 
Ein prominentes Beispiel ist die dynamische Grafik auf der Johns-
Hopkins-Website. Ein wichtiger Anlaufpunkt für viele, die aktuelle 
Informationen rund um die weltweite Entwicklung und länder-
spezifische Fallzahlen nachschlagen wollen. Unwissentlich ge-
langten einige von ihnen auf gefälschte Versionen der Seite.
Auch den plötzlichen Bedarf an Videokonferenzen machten 
sich Kriminelle zu Nutzen. Innerhalb weniger Tage registrierten 

Hacker über 3.000 Web-Domains mit dem Wort „Zoom“. Die 
Mehrheit zielt eindeutig darauf ab, Zoom-Nutzer und -Inter-
essenten anzulocken und persönliche Informationen wie An-
meldedaten oder Bankdetails abzugreifen.
Solche Bedrohungen sind nicht neu. Aber in Zeiten großer Dy-
namik haben oft andere Dinge die Priorität, sodass das Bewusst-
sein für Cyber Security in den Hintergrund rückt. Dies betrifft 
insbesondere Unternehmen, die nicht – oder nur sehr wenig – 
auf diese neue Situation vorbereitet waren. Viele Unternehmen 
besitzen Notfallpläne und die notwendige Infrastruktur und 
Technik, andere mussten diese erst eilig aufstellen oder nach-
rüsten. Oftmals entstehen gerade dadurch neue Schwach-
stellen. Insbesondere wenn Mitarbeitende nicht auf sicher ad-
ministrierte Geräte zurückgreifen können, sondern plötzlich 
den heimischen PC für die Arbeit nutzen müssen. 

Was können Unternehmen also tun?
Es geht zunächst darum, Prioritäten zu setzen. Ein angemessenes 
Sicherheitsniveau lässt sich oft schon durch einige grundlegende 
Maßnahmen erreichen.
An erster Stelle sollte das Bewusstsein der Belegschaft für  
Cyber-Risiken, insbesondere Phishing-Mails, gestärkt werden. 
Regelmäßige und offene Kommunikation spielt dabei eine wichtige 

WOHLFÜHLEN.
SICHER SEIN. LEBEN.

Individuelle Architektur, freie
Planung, hochwertige Materialien, 
angenehmes Raumklima, guter 
Schallschutz – wir erfüllen Ihre 
persönlichen Wünsche.

www.schwoererhaus.de
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Rolle. Wichtige und aktuelle Informatio-
nen können auf einem für alle zugäng-
lichen Laufwerk abgelegt werden. 
Lassen Sie sichere Kennwörter einrichten. 
Vorzugsweise sollte Zwei-Faktor-Authenti-
fizierung für alle Remote-Zugänge genutzt 
werden. Dies erleichtert auch das sichere 
Zurücksetzen von Passwörtern. Oft ge-
schieht dies in kleinen Unternehmen noch 
über manuelle Prozesse.
Alle bereitgestellten Laptops sollten 
stets auf dem neuesten Stand sein und 
über adäquate Antiviren- und Firewall-
Software verfügen. 
Denken Sie darüber nach, eine Cyber-
Security-Hotline oder einen Online-
Chat für Mitarbeitende einzurichten. 

An die können sich Mitarbeitende wen-
den, wenn sie Fragen zu Sicherheits-
vorkehrungen haben. Deaktivieren 
Sie USB-Laufwerke, um das Risiko von 
Schadsoftware zu vermeiden, und bieten 
Sie Ihren Mitarbeitenden eine alternative 
Art der Datenübertragung an.
Apropos Datenübertragung: Auch die 
Netzinfrastruktur spielt eine wichti-
ge Rolle. Genügend VPN-Zugänge und 
Bandbreite für Videokonferenzen sowie 
das Einspielen von Updates sollte vor-
handen sein, damit die Arbeit im Ho-
meoffice auch technisch einwandfrei 
funktionieren kann.

Sicherheit ist Chefsache
Wie die aktuelle Situation zeigt, sind 
vorbereitete Unternehmen weniger ge-
fährdet und haben die Lage sicherer ge-
meistert. Die Verantwortung für Cyber 
Security liegt immer beim Management. 
In größeren Unternehmen sollte es einen 
Informationssicherheitsbeauftragten 
geben, der die Geschäftsführung in die-
sem Thema unterstützt. Es kann auch 
sinnvoll sein, ein Informationssicher-
heitsmanagementsystem im Unter-
nehmen zu implementieren. Dazu gibt 
es verschiedene anerkannte Standards, 
wie zum Beispiel die ISO/IEC 27001, den 
BSI IT-Grundschutz oder branchenspezi-
fische Abwandlungen wie TISAX.
Egal welches System eingeführt oder 
sogar zertifiziert wird, man sollte sich 
überlegen, welche Maßnahmen um-
zusetzen sind. Dabei kann man in drei 
Stufen vorgehen: Wie kann ich einen 
Vorfall bereits vor seinem Eintritt 
verhindern (Prävention)? Wie kann 
ich einen laufenden Angriff schnell 

erkennen (Detektion)? Und was 
muss ich tun, um nach einem Vorfall 
schnellstmöglich wieder handlungs-
fähig zu sein (Reaktion)? Damit hat das 
Informationssicherheitsmanagement 
viele Berührungspunkte zu Risiko-
management und Business Continuity 
Management. 
Letztendlich ist entscheidend, sich dem 
Thema „Cyber Security“ zu stellen. Die 
Digitalisierung bietet viele Chancen, 
aber auch Risiken. Oft helfen wenige, 
aber sinnvolle Maßnahmen und Über-
legungen, um ein Mindestmaß an Sicher-
heit zu schaffen. Der wichtigste Faktor 
bleibt aber auch absehbar: der Mensch.
Neben dem Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) und den 
verschiedenen Branchenverbänden (wie 
z. B. Bitkom e.V.) bieten auch viele Be-
ratungshäuser Informationen zu diesen 
Themen an.

Schwerpunkt

So erkennen Sie Phishing-Mails 
• 	 Schlechte Grammatik, Zeichen-

setzung und Rechtschreibung
•	 Design und Qualität der E-Mail ent-

sprechen nicht dem Anspruch, den 
eine offizielle Mail haben sollte.

•	 Die E-Mails sind nicht namentlich an 
Sie gerichtet, sondern agieren mit 
unpersönlichen Begriffen wie etwa: 
„Lieber Kollege“, „Lieber Freund“ 
oder „Sehr geehrter Kunde“.

•	 Häufig beinhaltet das Schreiben 
eine verschleierte Bedrohung oder 
vermittelt ein falsches oder über-
zogenes Gefühl von Dringlichkeit.

•	 Viele E-Mails werben direkt um 
persönliche oder finanzielle 
Informationen, oft wird sogar um 
Direktüberweisung gebeten.

(Quelle: https://home.kpmg/de/de/blogs/home/
posts/2020/03/cyber-security-so-wird-das-homeoffice-
sicher.html)

Folgende Punkte sollten von jedem 
Arbeitnehmer im Homeoffice be-
achtet werden:
•	 Nutzen Sie die vom Arbeitgeber 

bereitgestellten Geräte, wann 
immer möglich.

•	 Sperren Sie Ihren Bildschirm, wenn 
Sie den Arbeitsplatz verlassen und 
stellen Sie den Bildschirm so, dass 
kein Dritter direkte Sicht darauf 
hat.

•	 Lassen Sie Arbeitsunterlagen und 
auch mobile Datenträger nicht 
offen liegen.

•	 Entsorgen Sie wichtige Unterlagen 
am besten nur an den dafür ein-
gerichteten Schreddern im Büro. 
Bis dahin sollten Sie die Papiere 
an einem verschlossenen Platz 
sammeln.

•	 Führen Sie Ihre Telefonate, Video-
konferenzen etc. so, dass Mit-
bewohner, Familienangehörige 
oder andere Dritte nicht mithören 
können.

•	 Sichern Sie Ihr WLAN zu Hause.
•	 Trennen Sie private Papiere, Noti-

zen und Unterlagen stets von den 
dienstlichen.

•	 Achten Sie auch zu Hause darauf, 
die regelmäßig ausgespielten 
Systemupdates zu installieren.
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MIT Rems-Murr

Fels in der Brandung

Unter dem Motto „Der Fels in der Bran-
dung“ startet die MIT Rems-Murr eine 
Kampagne in Sachen Wertschätzung des 
Mittelstands. Während viele Politiker 
speziell in der Hoch-Corona-Phase mit 
dem Geld - im Unverstand - nur so um 
sich warfen, soll die Kampagne nochmals 
in aller faktenbasierten Art und Weise 
darauf hinweisen, woher unter anderem 
das Geld für diese Aktionen kommt. 
Große Irritation und Verwunderung 
herrschte bei der MIT Rems-Murr aber 
nicht nur beim fleißigen „Geld umver-
teilen“, sondern auch, wie sich manche 
Politiker in der Öffentlichkeit „gönner-
haft gebärdeten“. So wolle man mit der 
Kampagne nochmals dezent darauf 
hinweisen, dass es nicht immer nur die 
Großkonzerne sind, sondern der kleine 
und der große Mittelstand ist, der für 
Stabilität, Arbeitsplätze, Infrastruktur 
und letztendlich auch für Liquidität sorgt. 
MIT-Vorsitzender Florian Wiedmaier 
wies nochmals darauf hin, dass es nicht 
die Intention sei, die Damen und Herren 
Politiker in ihrem Gestaltungswillen zu 
bremsen. Nichtsdestotrotz sei es aber 
dennoch nötig, die Politiker darauf hinzu-
weisen, dass die finanziellen Mittel nicht 
unbedingt auf der Straße liegen, sondern 
hart erarbeitet werden müssen. Weitere 
Verwunderung löste, so der Vorsitzende, 
die Reaktion einiger Kommunen aus. 
Diese haben im Lockdown nichts Besse-
res zu tun gehabt, als die sofortige Er-
höhung des Gewerbesteuerhebesatzes.
Die von der MIT beauftragte Agentur 
„Neckarfreunde“ aus Stuttgart zeigte sich 
erfreut über die positive Resonanz der 
Kampagne. Die Kampagne ziert jetzt u. a. 
die eine oder andere Firmeneingangshalle 
im Rems-Murr-Kreis. Auf Wunsch bietet 
die MIT interessierten Ortsverbänden 
an, diese Kampagne für sich zu nutzen. 
Interessierte können sich jederzeit an die 
Agentur www.neckarfreunde.de oder an 
den Kreisverband Rems-Murr wenden.

Florian Wiedmaier, Ihsan Khalil,

vorsitzender@mit-remsmurr.de, 

www.mit-remsmurr.de  

WIR SIND DER 
FELS IN DER 
BRANDUNG!

Mittelstand kann mehr:

Ob gute oder schlechte Zeiten – auf den Mittelstand kann man sich 
immer verlassen. Wir haben investiert und wir haben ausgebildet. 
Wir haben Stellen geschaffen und wir haben uns digitalisiert. Wir  
haben für eine funktionierende Infrastruktur gesorgt und damit  
unseren Beitrag für die Gesellschaft geleistet. Wir wollen allen die 
Hand reichen, die sich dafür eingesetzt haben und auch morgen  
noch einsetzen. Noch nie war der deutsche Mittelstand so wertvoll 
wie heute. Schön, dass wir darüber geredet haben.

WIR SCHAFFEN 
ARBEITSPLÄTZE

WIR ZAHLEN 
STEUERN

WIR INVESTIEREN 
REGIONAL

www.mit-remsmurr.de
MIT Rems-Murr

MITTELSTANDS- UND 
WIRTSCHAFTSVEREINIGUNG
DER CDU BADEN-WÜRTTEMBERG
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MIT Karlsruhe-Land

Mittelstands-
union hat  
beliebtes  
Online-Format 
etabliert

Die Mittelstandsunion Karlsruhe-Land 
hat während der Corona-Krise mit der 
Videokonferenz unter dem Titel „MIT 
After Work“ ein beliebtes Online-
Format etabliert. Bis zur Sommerpause 
erfreute sich das Online-Meeting mit 
Impuls-Referaten von Unternehmern 
und Politikern immer weiter steigender 
Beliebtheit.
Gestartet ist die Mittelstandsunion 
Karlsruhe-Land am 1. April mit einer 
ersten Corona-Online-Gesprächs-
runde für betroffene Unternehmer. 
Inzwischen wählen sich immer mehr 
Unternehmer der Region und MIT-
Mitglieder jeden Mittwoch über das 
Videokonferenztool Zoom in die „MIT 
After Work“-Konferenz ein. 
Zum Start der Veranstaltungsreihe 
unterstützen die beiden Agenturen 
Wensauer-Sieber-Partner aus Karls-
ruhe und Diskurs Communication aus 
Waghäusel die Runden bei der Pla-
nung und mit Moderation oder Impuls-
Referaten. Ziel der Videokonferenzen 
war der Austausch zu aktuellen Pro-
blemen und Fragestellungen im Zu-
sammenhang mit der Corona-Kri-
se. Ihre Themen waren zunächst 
beispielsweise Förderprogramme, 
Unternehmenskommunikation oder 
Selbstmanagement. 
Es folgte der Austausch mit Unter-
nehmern, Verbänden und Spitzen-
politikern. Mit ihrem Rat standen 
IHK-Präsident Wolfgang Grenke sowie 
Andreas Reifsteck und Frank Zöller 
von der Kreishandwerkerschaft zur 
Verfügung. Auch ein interessantes Ge-
spräch mit dem Arzt Carsten Mohr-
hardt zu Covid-19 gab es.

Aus der Politik waren die CDU-Spitzen-
kandidatin Susanne Eisenmann, 
Staatssekretär Thomas Bareiß, Europa-
minister Guido Wolf, Europapolitiker 
Daniel Caspary und CDU-General-
sekretär Manuel Hagel bei der MIT zu 
Gast. Dauergäste bei der MIT waren 
die Landtagsabgeordneten Joachim 
Kössler, Ulli Hockenberger, Chris-
tine Neumann-Martin sowie Land-
tagskandidat Ansgar Mayr. Auch die 
Bundestagsabgeordneten Olav Gut-
ting und Axel Fischer waren häufig bei 
den regelmäßigen Online-Treffen mit 
dabei; die Abgeordneten informier-
ten aktuell und umfassen über neue 
Entwicklungen.
„Wir erreichen mit diesem Format die 
Unternehmer aus dem ganzen Land-
kreis leichter und in größerer Zahl 
als bei einer Präsenzveranstaltung. 

Zeit ist für Unternehmer ein knappes 
Gut, daher ist die Anfahrt zu einer 
Abendveranstaltung oft ein Hemm-
nis für Selbstständige und Gewerbe-
treibende“, erklärte die MIT-Vor-
sitzende Nicole LaCroix. 
Beim „MIT After Work“ können sich die 
Teilnehmer ganz unkompliziert von Zu-
hause, aus dem Betrieb oder von unter-
wegs zuschalten. Der Erfolg bestätigt 
das Konzept. Zwischen 20 und 60 Teil-
nehmer haben sich jeweils in den bis-
her 17 Meetings über das Tool Zoom 
zugeschaltet. Die MIT Karlsruhe-Land 
wird das Veranstaltungsformat nach 
der Sommerpause und wohl auch nach 
Ende der Corona-Pandemie fortführen. 

Jürgen Scheurer,

info@mit-karlsruhe-land.de,

www.mit-karlsruhe-land.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Lörrach

Sackgasse Landwirtschaft?

Im Rahmen ihrer „Süddeutschland-Tour“ 
nahm CDU-Vize-Parteivorsitzende Sil-
via Breher die Einladung des CDU-Orts-
verbandes Steinen-Höllstein an und 
besuchte am 11. August 2020 den in-
novativen Landwirtschaftsbetrieb der 
Familie Glaser in Steinen-Hägelberg im 
Dreiländereck zwischen der Schweiz, 
Deutschland und Frankreich. Dort steht 
auch die einzige Biogasanlage im Land-
kreis Lörrach. Und es gärt gerade heftig 
in der Landwirtschaft. Traditionell galt die 
CDU als verlässlicher politischer Partner 
der Landwirte. Derzeit häufen sich aller-
dings die kritischen Stimmen, denn viele 
Landwirte fühlen sich von der jetzigen 
Politik zunehmend allein gelassen. Euro-
Bürokratismus, Düngemittelverordnung, 
Agrar-Paket und Klima-Steuern sind zu 

Reizthemen geworden. Deshalb fürch-
ten die kleineren und mittleren Betriebe 
schon das wirtschaftliche Aus und so man-
cher Bauernfunktionär deutet an, dass nur 
noch Großagrarbetriebe die Ernährung 
unseres Landes zukünftig sichern werden. 
Besonders junge Landwirte kehren der 
CDU zurzeit den Rücken, weil sie in ihrem 
Beruf durch die gegenwärtige politische 
Situation keine Zukunft mehr sehen.
Was früher ein honoriger Wahlkampf-
besuch für die kommenden Land- und 
Bundestagswahlen gewesen wäre, gerät 
heutzutage zur harten politischen Be-
währungsprobe, was sich leicht an der 
mitauftretenden Polit-Prominenz ab-
lesen lässt. Neben der stellvertretenden 
CDU-Bundesvorsitzenden nahmen auch 
der CDU-Bundestagsabgeordnete Armin 

Schuster, der CDU-Landtagskandidat 
Christof Nitz und seine Stellvertreterin 
Anja Herzog an der Hofbesichtigung mit 
anschließender Diskussionsrunde teil. 
Den Badischen Landwirtschaftlichen 
Hauptverband (BLHV) vertrat Jonas 
Kaufmann. Ebenso war unsere Kreis-
mittelstandsunion dazu eingeladen.
Im einst ländlich geprägten Hägelberg 
gibt es nur noch zwei landwirtschaft-
liche Vollerwerbsbetriebe. Diese setzen 
auf unterschiedliche Betriebskonzepte, 
um in einem zunehmend erschwerten 
ökonomischen Rahmen erfolgreich wirt-
schaften zu können. Während der Füh-
rung über seinen Hof erklärte Hanspeter 
Glaser anschaulich, wie er mit mehreren 
Absatzsparten sein wirtschaftliches 
Auskommen findet. Neben einer tradi-

 (V. l. n. r.) Christof Nitz (CDU-Landtagskandidat), Silvia Breher MdB, Marc Sutterer (CDU-Fraktionsführer, Gemeinderat Steinen), Armin Schuster MdB (Kreis Lörrach)

Aus den Kreisen & Bezirken
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tionellen Schweinezucht betreibt er eine 
Biogasanlage zur Strom- und Wärmever-
marktung. Darüber hinaus bietet er Heu, 
Stroh und Mais für andere Landwirte, 
vornehmlich aus der Schweiz, an. Zum 
weiteren Leistungsangebot gehören 
auch die landwirtschaftliche Lohnarbeit 
und eine Maschinenvermietung. Mit 
großen Sorgen blickt der Landwirt je-
doch in die Zukunft, weil in den nächs-
ten Jahren immer mehr Biogasanlagen 
aus der festen Förderung nach dem 
damals viel gepriesenen Erneuerbare-
Energien-Gesetz herausfallen werden. 
Die neuen komplizierten Betriebs- und 
Vermarktungsrichtlinien sehen u. a. vor, 
dass der erzeugte Ökostrom zukünftig 
über direkte Ausschreibungsver-
fahren von den Energieversorgern ab-
genommen werden soll. Zusätzlich bür-
det die vorgesehene Beschränkung der 
zur Stromerzeugung eingesetzten Bio-
masse den Anlagenbetreibern eine wei-
tere Rentabilitätseinschränkung ihrer 
Betriebe auf. Es scheint paradox: Aus-
gerechnet in einer Zeit, in der Deutsch-
land Mühe hat, die vereinbarten euro-
päischen Klimaschutzziele zu erreichen, 
wird den Bio-Stromerzeugern die Pro-
duktion wirtschaftlich erschwert. Glaser 
bemängelt auch, wie selbst die Flächen-
bewirtschaftung immer mehr behörd-
lich kontrolliert wird und wie der damit 
einhergehende Finanzinvestitions- und 

Kontroll-Dokumentationsaufwand einen  
Landwirtschaftsbetrieb finanziell unter 
Druck setzen kann, wie er am Beispiel 
der neuen Gülleverordnung ausführt. 
Zukunftssorgen machen ihm auch die 
sich immer schneller ändernden Be-
triebsvorschriften, die mitunter sogar 
keinen Bestandschutz zuließen. Bisher 
gelte als ausgemacht, dass sein Sohn 
den Betrieb in naher Zukunft weiter-
führe. Aber die Zweifel daran würden 
immer größer.

Nach der Betriebsbesichtigung wurde 
in der Hägelberger Waldschänke dis-
kutiert. Von dieser Anhöhe hat man 
eine exzellente Aussicht über das vor-
dere Wiesental und über den Dinkel-
berg bis in den Schweizer Kanton Basel. 
Bürgermeister Braun, Armin Schuster 
und Christof Nitz stellten vor dieser 
Naturkulisse anschaulich die engen 
wirtschaftlichen Verflechtungen in der 
grenzüberschreitenden Agglomeration 
Basel dar. Dieser international attrakti-

(V. l. n. r.) Armin Schuster MdB, Gabriele Kaiser-Bühler (Ortsvorsteherin, Gemeinderätin, Steinen-Hägelberg), 
Gunter Braun (Bürgermeister, Gemeinde Steinen), Michael Glaser (Landwirt), Hanspeter Glaser (Land-
wirt), Gudrun Roser (Gemeinderätin, Steinen)

Aus den Kreisen & Bezirken
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ve Wirtschaftsraum verzeichne ein ste-
tiges Bevölkerungswachstum, welches 
einen wirtschaftlichen Wohlstand in der 
Bevölkerung generiere und als Folge 
davon die ganze Region ein starkes Be-
völkerungswachstum verzeichne. Gleich-
zeitig sei es aber auch die Ursache für den 
gesteigerten Flächenverbrauch durch In-
dustrie, Infrastruktur und Wohnungsbau. 
Zudem sei der Landkreis Lörrach auch 
ein attraktives Tourismusgebiet, dessen 
Anziehungskraft die Naturlandschaft 
des Südschwarzwaldes ausmache. Durch 
diese Entwicklungen gerate die landwirt-
schaftliche Flächennutzung immer stär-
ker unter Druck. Der notwendige Neubau 
des Lörracher Kreisklinikums zwischen 
Hauingen und Steinen zeige diese Ent-
wicklung deutlich.
Durch eine konsequente Ausrichtung 
auf spezielle Marktnischen könne man 
als mittelständischer Landwirt wohl 
noch überleben, referierten Norbert 
Götz und Jonas Kaufmann. Der eine be-
treibt eine Sonderkulturwirtschaft und 
beschickt als lokaler Direktvermarkter 
auch den Steinener Bauernmarkt mit 
regionalen Agrarprodukten. Gleich-
zeitig merkt er aber an, dass er für sei-
nen Betrieb keinen Nachfolger habe 
und in Zukunft somit wieder ein Land-
wirtschaftsbetrieb von der Bildfläche 
verschwinden werde. Auch Jonas Kauf-
mann setzt auf die Vielseitigkeit seines 
Angebotes. Zusätzlich zum Hofladen-
verkauf liefert er seine Produkte in der 
nahen Umgebung als Bestellservice bis 
vor die Haustür. Er hat sich auch eine 
neue Marktnische erschlossen: einen 
Teil der erzeugten Milch wird zu Bau-
ernhofeis verarbeitet. 

Gerade für die mittelständischen Land-
wirtschaftsbetriebe werden die politischen 
Rahmenbedingungen immer prekärer. 
Der Landwirt ist ein Unternehmer und 
muss seine Betriebsrisiken auch nach 
Stürmen und Trockenheit gestalten. 
Wenn der Aufwand über dem Ertrag 
liegt, ist der Hofbesitzer bankrott und 
meist sind staatliche Rettungsgelder 
außerhalb jeglicher Reichweite. 
Finanzstarke naturschutznahe Umwelt-
verbände entwickeln permanent neue 
Ideen für Eingriffe in die Land- und Forst-
wirtschaft. Da mehr Wählerstimmen von 
den „Naturfreunden in den Großstädten“ 
zu holen sind als von den Landwirten, 
werden die im Grundgesetz gewähr-
leisteten Eigentumsrechte von der Politik 
gerne Stück um Stück abgebaut.
Die Einschränkungen der Nutzungs-
rechte kosten die Umweltverbände und 
die Politik nichts. Sie müssen jedoch 
von den Land- und Forstwirten getragen 
werden. Zusätzlich werden ihre Betriebe 
durch permanent steigende Bürokratie-
kosten belastet.
Die Juristin Sylvia Breher kennt sich aus. 
Sie ist auf einem kleinen Vollerwerbs-
Bauernhof aufgewachsen, arbeitete als 
selbständige Rechtsanwältin und vertrat 
als Geschäftsführerin des Kreislandvolk-
verbandes Vechta die Interessen der ört-
lichen Landwirte. Als Abgeordnete tut 
sie das auch im Bundestag. Auch in ihrem 
neuen Amt will sie sich für den ländlichen 
Raum und die Landwirtschaft einsetzen 
und sich immer aktiv einmischen, denn 
dies sei „ein Teil ihrer DNA“. Die Land-
wirte würden sich im Stich gelassen füh-
len und es fehle ihnen an gesellschaft-
licher Anerkennung. 

Sie hat auch einen Rat für die hiesigen 
Landwirte parat. „Engagieren Sie sich in 
so vielen politischen Gremien wie mög-
lich! Nur dann können Sie Ihren Berufs-
tand verteidigen und dafür Sorge tragen, 
dass nicht andere mit ihren oftmals idea-
lisierten Vorstellungen des Bauernlebens 
das Leben immer schwerer machen“.
Das Publikum vernahm diese Worte 
gerne und bedankte sich nebst kleinen 
Gastgeschenken mit einem großen Ver-
trauensvorschuss bei der Vize-Partei-
vorsitzenden. Man war sich jedoch 
einig, dass die Partei mit langfristig 
tragfähigen politischen Vorschlägen 
aufwarten müsse, damit gerade die klei-
neren und mittelständischen Landwirt-
schaftsbetriebe in Zukunft wirtschaftlich 
überleben können. Denn gerade sie wür-
den mit dazu beitragen, dass der Land-
kreis Lörrach ein attraktiver Wohn- und 
Arbeitsort bleibe.

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

(V. l. n. r.) Silvia Breher MdB, Hanspeter und  
Sabine Glaser (Landwirtschaftsbetrieb)
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MIT Stuttgart

Ab in den 
Schwarzwald

Am 26.07.2020 traf sich eine gut gelaunte 
Gruppe von Mitgliedern der MIT Stutt-
gart und weiteren Kreisverbänden an der 
Rennstrecke Solitude zur Cabrio- und 
Motorradausfahrt in den Schwarzwald.

Nach einer kurzen Begrüßung und eini-
gen Informationen durch den Organisa-
tor Volker Schwarz starteten drei Motor-
räder und acht Cabrios bei sonnigem 
Wetter in den Schwarzwald.

Über Magstadt, Weil der Stadt vorbei an 
Bad Liebenzell und durch den Höhen-
kurort Dobel erreichte die Gruppe pünkt-
lich zum Mittagessen die Geroldsauer 
Mühle in Bad Herrenalb. 

Nach einer ausgiebigen Mittagspause 
mit sehr gutem Essen und einem für ei-
nige Damen erfolgreichen Einkauf im 
Mühlenladen startete der Konvoi zum 
zweiten Teil der Ausfahrt. 

Über die Schwarzwaldhochstraße ging es 
über den Kniebis vorbei an der Alexan-

derschanze über Freudenstadt, vorbei an 
der Nagoldtalsperre und Calw zurück zur 
Boxengasse der Solitude-Rennstrecke.

Dort konnte noch ein Abschlussbild 
der Teilnehmer gemacht werden, be-
vor uns die Gunst des Wettergottes 
verließ, der uns zuvor den ganzen Tag 
mit Sonnenschein und einigen Wol-
ken verwöhnt hatte. Als Abschieds-
geschenk bescherte er uns einen hefti-
gen Regenschauer.

Es war ein sehr schöner Tag mit vielen 
schönen Eindrücken. Herzlichen Dank an 
Volker Schwarz für die tolle Organisation 
und Durchführung der Ausfahrt. Die Vor-
freude auf die nächste Ausfahrt ist auf 
jeden Fall geweckt.

MIT-Landesgeschäftsstelle,

info@mit-bw.de,

www.mit-bw.de  

Zwischenstopp in der Geroldsauer Mühle

Begeisterte Motorrad- und Cabriofahrer der MIT

Aus den Kreisen & Bezirken
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Beschluss des Bundesvorstands vom 7. September 2020

DIE SOZIALE  
MARKTWIRTSCHAFLTICHE
PFLEGEVERSICHERUNG

Schon heute besteht bei Eintritt einer 
Pflegebedürftigkeit die Gefahr, dass an-
gesichts stetig steigender Eigenanteile 
jahrelang angesparte Vermögen inner-
halb kurzer Zeit aufgezehrt werden oder 
im schlimmsten Fall staatliche Hilfe in 
Anspruch genommen werden muss. 
Diese Entwicklungen legen den Schluss 
nahe, dass die demografischen und ge-
sellschaftlichen Herausforderungen der 
Zukunft nicht allein durch die soziale 
Pflegeversicherung gelöst werden kön-
nen - es besteht Reformbedarf!  

Mithilfe einer, ergänzend zur sozialen 
Pflegeversicherung abgeschlossenen, 
privaten Pflegezusatzversicherung 
haben junge Menschen bereits heute 
die Möglichkeit, die Pflegelücke zu mo
natlichen Beträgen ab etwa 20 Euro 
vollständig zu schließen. Aktuell haben 
aber grade einmal 4,5 % der Pflichtver-
sicherten eine private Pflegezusatzver-
sicherung abgeschlossen. In der Chemie-
branche ist man bereits mit gutem 

Beispiel vorangegangen. Hier wurde 
jüngst per Tarifvertrag eine arbeitgeber-
finanzierte Pflegeversicherung ein-
geführt. Der monatliche Beitrag liegt bei 
33,65 Euro – unabhängig von Alter und 
Vorerkrankungen der Beschäftigten. 

Um die steigenden Kosten in der Pflege für 
die Zukunft abzusichern, sollte daher eine 
betriebliche, staatlich geförderte Pflege-
zusatzversicherung mit innovations-
fördernder Kapitaldecke geschaffen wer-
den: Die soziale, marktwirtschaftliche 
Pflegeversicherung. Das Modell basiert im 
Wesentlichen auf drei Elementen:  

1. Betrieblich
•	 Um die Pflegelücke zu schließen, wird 

jeder Arbeitnehmer bis zum Rentenein-
trittsalter bei Aufnahme oder Wechsel 
einer Tätigkeit vorbehaltlich dazu ver-
pflichtet, eine private Pflegezusatzver-
sicherung abzuschließen.

•	 Dem Arbeitnehmer steht es frei, dem 

Abschluss einer solchen Versicherung 
zu widersprechen („Opt-out-Lösung“). 
Widerspricht der Arbeitnehmer, muss 
er jedoch bei Eintritt einer Pflege-
bedürftigkeit die Eigenanteile voll-
ständig selbst zahlen.

•	 Die Kosten für die Zusatzversicherung 
können vom Arbeitgeber bezuschusst 
oder vollständig übernommen werden.

•	 Von den privaten Versicherungsunter-
nehmen werden entsprechende Ver-
sicherungsprodukte mit gesetzlich 
festgelegten Mindestleistungen an-
geboten. Eine Gesundheitsprüfung fin-
det nicht statt.

•	 Die Beitragshöhe richtet sich nach dem 
Alter bei Abschluss der Versicherung.

•	 Die Versicherungsleistung wird dyna- 
misiert.

•	 Bei Arbeitgeberwechsel oder Kündi-
gung kann die Zusatzversicherung in-
dividuell fortgeführt oder ein Ruhen 
der Versicherung vereinbart werden.

•	 Es besteht die Möglichkeit, Familien-
angehörige mitzuversichern.

2. Staatlich gefördert
Auf die Beiträge zur Zusatzversicherung 
werden weder Steuern noch Sozialver-
sicherungsbeiträge erhoben.

3. Kapitalgedeckt und 
innovationsfördernd
Die Zusatzversicherung ist kapitalgedeckt. 
Die Gelder der Versicherten können damit 
nicht zweckentfremdet werden. 

Um den Pflege- und Gesundheits-
standort Deutschland zu stärken, wer-
den die Anbieter der Pflegezusatzver-
sicherungen dazu verpflichtet, einen 
Teil der für die betrieblich geförderten 
Produkte reservierten Alterungsrück-
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Europäische Lösung statt deutscher Alleingang

MIT gegen Lieferkettengesetz der Bundes-
regierung

Der Bundesvorstand der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion (MIT) wendet 
sich gegen den aktuellen Gesetzent-
wurf für ein Lieferkettengesetz. Die 
MIT setzt sich für ein Lieferketten-
gesetz auf europäischer Ebene ein, 
damit es wirkungsvoller ist und nicht 
nur deutsche Unternehmen einseitig 
belastet. „Natürlich begrüßen wir es, 
wenn Menschenrechte und Sozial-
standards entlang der Lieferketten 
künftig besser eingehalten werden 
sollen“, erklärt MIT-Chef Carsten Lin-
nemann, „aber es muss für Mittel-
ständler praktikabel sein.“ Ansonsten 
erreiche man genau das Gegenteil. 
Linnemann: „Ich befürchte, dass sich 
dann mehr und mehr mittelständische 
Unternehmen aus den Ländern zurück-
ziehen und Konkurrenten aus China 
und anderen Ländern mit deutlich we-
niger Interesse an Sozial- und Umwelt-
standards das Geschäft übernehmen. 
Damit wäre niemandem geholfen. Das 
geplante Gesetz sieht vor, dass ent-
lang der gesamten Lieferkette im In- 
und Ausland bestimmte soziale und 

ökologische Mindeststandards ein-
gehalten werden müssen. Für Verstöße 
gegen die Sorgfaltspflicht können die 
Unternehmen dann haftbar gemacht 
werden. Für MIT-Vizechef Matthias 
Heider, zugleich Stellvertretender Vor-
sitzender des Wirtschaftsausschusses 
im Bundestag, ist das problematisch: 
„Die Vorstellung, dass jedes einzelne 
Glied einer Lieferkette von Deutsch-
land aus kontrolliert werden kann, 
ist schlicht illusorisch. Das kann 
kein mittelständisches Unternehmen 
ernsthaft leisten.“ So sei bereits die 
Herstellung eines einfachen Herren-
hemdes häufig mit über 100 Arbeits-
schritten verbunden. Heider schlägt 
daher vor, „die Haftung sinnvoll zu be-
grenzen, und zwar am besten auf den 
unmittelbaren Lieferanten“. Weiterhin, 
so Heider, „sollten wir ernsthaft über-
legen, wie wir möglichst viele Bestand-
teile einer Wertschöpfungskette gar 
nicht erst ins ferne Ausland verlagern, 
sondern hier bei uns in Deutsch-
land halten können“. Auf diese Weise 
könnten Lieferketten leichter nach-

vollzogen und Verstöße gegen wichti-
ge Sozial- und Umweltstandards ein-
facher zugeordnet werden. Linnemann 
und Heider ziehen ein klares Fazit: 
„Das Ziel eines Lieferkettengesetzes 
ist richtig –aber über den Weg zu die-
sem Ziel müssen wir noch einmal sehr 
sorgfältig nachdenken, auch auf euro-
päischer Ebene. Schnellschüsse und 
nationale Alleingänge sind am Ende 
kontraproduktiv und bringen unserer 
Wirtschaft nichts als unnötige Wett-
bewerbsnachteile – ohne dass in der 
Sache wirklich etwas gewonnen wäre. 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
(MIT) – vormals Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung der CDU/CSU – ist 
mit rund 25.000 Mitgliedernder größte 
parteipolitische Wirtschaftsverband in 
Deutschland. Die MIT setzt sich für die 
Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft 
und für mehr wirtschaftliche Vernunft 
in der Politik ein. 

Hubertus Struck,

info@mit-bund.de, 

www.mit-bund.de  

stellungen in innovative Versorgungs-
formen und digitale Projekte im Pflege- 
und Gesundheitssektor zu investieren 
– im Rahmen der geltenden Kapital-
anlagevorschriften zum Beispiel durch 
einen entsprechenden Fonds. 

Begründung:  
Ende 1999 waren laut Zahlen des Statis-
tischen Bundesamtes etwa zwei Millio-
nen Menschen in Deutschland pflege-
bedürftig. Ende 2017 lag diese Zahl 
bereits bei dreieinhalb Millionen. Bis 
zum Jahr 2045 ist mit einem weiteren 
Anstieg auf dann über fünf Millionen 
Pflegebedürftige zu rechnen. Eine solche 
Steigerung wird zwangsläufig erhebliche 

Beitragssatzsteigerungen in der sozialen 
Pflegeversicherung nach sich ziehen.  

Da die soziale Pflegeversicherung nicht 
alle Kosten der Pflege vollständig ab-
gedeckt, müssen die Pflegebedürftigen 
oder ihre Familien meist einen großen 
Anteil der anfallenden Kosten selbst tra-
gen. Die Höhe dieser Eigenanteile lag An-
fang 2020 bereits bei etwa 1.950 Euro. 
Alle bisher eingebrachten Vorschläge 
zielen darauf ab, die steigenden Kosten 
im Umlageverfahren zu finanzieren, also 
mithilfe von Beitragssatzsteigerungen, 
Steuererhöhungen oder durch die Aus-
weitung der Beitragsbemessungsgrund-
lage. Das würde nicht nur zu einer unver-

hältnismäßigen Belastung der jüngeren 
Generationen führen, sondern auch dem 
Wirtschaftsstandort Deutschland auf 
Dauer massiv schaden. Das ist weder 
nachhaltig noch solidarisch und schon 
gar nicht generationengerecht! 

Adressaten: 
Bundesminister für Gesundheit Jens 
Spahn MdB 

Vorsitzende der AG Gesundheit der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Karin Maag MdB 

Fachreferent des Konrad-Adenauer-Hauses
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Innere Sicherheit und Verläss-
lichkeit als Standortfaktor 

Das Zusammenleben in unserer Gesell-
schaft zeigt Risse. Immer mehr Men-
schen moralisieren, anstatt Ursache 
und Wirkung in Relation zu setzen. Es 
ist daher umso wichtiger, unabhängig 
von politischen „Modethemen“ wie 
Gender, der inneren Sicherheit und 
Verlässlichkeit Beachtung zu schenken. 
Ein Blick über den Tellerrand hinaus, 
besonders in den gesellschaftlichen 
Alltag, könnte hierbei hilfreich sein.

Betriebe und deren Mitarbeiter brau-
chen verlässliche Rahmenbedingungen. 
Wenn sich Genehmigungsverfahren 
über Jahre ziehen, mitunter auch der 
Rechtsweg beschritten wurde, dann 
muss aber am Ende auch die Umsetzung 
der getroffenen Entscheidungen mög-
lich sein. Touristische Eidechsen dürfen 
nicht über dem Gesetz stehen. Oder 
werfen wir einen Blick auf die Straßen-
verkehrsordnung. Gilt die nicht für alle? 
Radfahrer nehmen sich das Recht raus, 
eine Straße in einen Popup-Radweg um-
zuwidmen. Wie groß wäre der Aufschrei, 
wenn der Handwerker den Fahrradweg 
zum Lastentransport nutzen würde? In-
nere Sicherheit und Verlässlichkeit zei-
gen sich auch darin, dass der, der sich 

an Spielregeln hält, nicht am Ende der 
Dumme ist. Der Rechtsstaat hat auch 
im ÖPNV Gültigkeit. Der Bus oder Zug 
sind kein rechtsfreier Raum und die 
Maskenpflicht gilt nicht für wenige, son-
dern für alle. Falls unsere Mitarbeiter 
dennoch mit dem Pkw zur Arbeit fahren 
(müssen), gibt das auch niemandem das 
Recht, sie zu beschimpfen oder das Auto 
zu beschädigen.

Schutz von Eigentum bedeutet auch, 
dass nicht jedes Haus als Leinwand 
für Graffiti genutzt werden kann. 
Man darf nicht tatenlos zusehen, wie 
Menschen ihren vermeintlichen Frust 
aufgrund von Corona-Lockdown und 
geschlossener Diskotheken durch die 
Zerstörung von Bushaltestellen, Schau-
fenstern und Plünderungen abbauen. 
Existenzbedrohende Übergriffe einer 
verantwortungslosen Spaßgesellschaft 
sind nicht tolerierbar.  

Die Kosten für eine Gesellschaft, die 
innere Sicherheit und Verbindlich-
keit von Gesetzen nicht akzeptiert, 
tragen wir alle. Der Händler, der vor 
den Trümmern seines Geschäftes 
steht oder das Bußgeld für das Nicht-

Tragen des Mund-Nasen-Schutzes 
seines Kunden zahlen muss. Der Be-
triebsinhaber, der Opfer von Internet-
kriminalität wurde und zugleich bei 
der Umsatzsteuermeldung für eine 
nicht zu erreichende Datensicherheit 
haften muss. Der Feuerwehrmann, 
der Rettungssanitäter, die sich, auch 
im Ehrenamt, Gefahren aussetzen, um 
andere zu retten. Der Polizist, der an 
einem Tag unter Generalverdacht ge-
stellt wird, als Müll entsorgt werden 
soll, aber dennoch täglich sein Leben 
für Recht und Ordnung einsetzt. 

Sie alle haben ein Recht darauf, innerhalb 
und durch die Gesellschaft abgesichert 
zu sein. Klatschen oder verbale Lobes-
hymnen reichen nicht. Wertschätzung, 
verlässliche Rahmenbedingungen und 
gute Ausrüstung sind ein Anfang. Die 
Sorge für innere Sicherheit und Verläss-
lichkeit sichert nicht nur das wirtschaft-
liche Leben, sondern auch die Zukunft 
unserer Demokratie. Und die ist aller 
Einsatz wert. 

Ruth Baumann,

r.baumann@baumann-co.de  

Ruth Baumann, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzende MIT Südbaden

MIT Land
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Steffen Vietz (35) ist in Sindelfingen 
geboren. Nach seinem Abitur und der 
Wehrdienstzeit studierte er an der 
Dualen Hochschule Baden-Württem-
berg Wirtschaftsinformatik. Berufliche 
Erfahrungen sammelte Steffen Vietz 
zunächst in der Luft- und Raumfahrt-
industrie bei Airbus.
Im Jahr 2017 zog es ihn zurück in die 
Heimat, um hier den Familienbetrieb im 
Einzelhandel in 3. Generation zu über-
nehmen. Darüber hinaus ist Steffen 
Vietz in zahlreichen sozialen und wirt-
schaftspolitischen Ämtern aktiv, u. a. ist 
er seit 2016 ehrenamtlich als Richter am 
Arbeitsgericht Stuttgart tätig. Seit 2019 
vertritt er als Stadtrat die Interessen der 
Bürger in der CDU-Fraktion.
Politische Akzente setzt er zudem in 
der Initiative „Wirtschaft 4.0“ des Wirt-
schaftsministeriums BW, in der er aktiv 
an zukunftsträchtigen Themen wie der 
„Digitalisierungsprämie“ mitarbeitet.

Steffen Vietz,

steffen.vietz@sindelfingen.de,

www.vietz-frischemarkt.de,

www.apea.io  

Steffen Vietz
Unternehmer, Stadtrat
MIT Böblingen

„… die CDU mehr Wirtschaftskompetenz 
und Umsetzungskraft braucht.“

Dr. Dr. Matthias Damm ist Notar in 
Ludwigsburg. Nach seinem Jura-Studium 
an der Universität Heidelberg war er Re-
ferendar am LG Heidelberg, er promo-
vierte in Politikwissenschaft und Jura.
Nach dem Referendariat arbeitete 
er zunächst als Forschungsreferent. 
2014 wurde er Notar im Landesdienst, 
von 2018 bis 2019 war er als Familien-
richter am AG Göppingen tätig und als 
Notariatsabwickler. Im November 2019 
schied er aus dem Staatsdienst aus, um 
sich als freiberuflicher Notar in Ludwigs-
burg niederzulassen.
Als Notar ist er u. a. für die Beratung 
mittelständischer Unternehmen zuständig 
- sei es im Bereich der Unternehmens-
entwicklung von der Gründung und der 
Umstrukturierung bis zur Liquidation 
oder bei der Vermögensnachfolge und 
der Übergabe in die nächste Generation. 
Hierdurch kennt er die Probleme von 
Unternehmen verschiedener Größen-
ordnung aus erster Hand.

Dr. Dr. Matthias Damm

notar@notar-damm.de

www.notar-damm-ludwigsburg.de  

Jana Hartnigk (44) studierte Kommuni
kationsdesign und erhielt für ihr 
Studium zum Master of Arts das 
Deutschlandstipendium. Sie begann 
ihre Karriere beim Südwestrundfunk 
(SWR), wo sie mehrere Jahre blieb. Da-
nach wechselte sie zur Dt. Accumotive 
GmbH & Co. KG, einer Tochterfirma 
der Daimler AG, leitete dort den Be-
reich Design/Kommunikation und war 
Pressesprecherin. 2015 gründete sie 
ihre eigene Agentur und arbeitete als 
selbstständige Designerin. Seit Juni 
2020 ist Jana Hartnigk für die CDU-
Landtagsfraktion im Bereich Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit tätig.
In ihrer Freizeit engagiert sich Jana 
Hartnigk im CDU-Kreisverband Remseck. 
Als Gründungsmitglied und erste Vor-
sitzende des Vereins „Kunst und Me-
dien Remseck e.V.“ liegt ihr die Förde-
rung von Kunst und Kultur besonders 
am Herzen.

Jana Hartnigk

info@hartnigk.com  

Dr. Dr. Matthias Damm
Notar
MIT Ludwigsburg

Jana Hartnigk
Referentin für Social Media und 
Kommunikationsdesign, Master of Arts
MIT Ludwigsburg

„... ich ein klares Bekenntnis zur Sozialen 
Marktwirtschaft in Deutschland abgeben 
möchte - hierfür steht die MIT.“

„… Kreativität in allen Bereichen der Wirt-
schaft von elementarer Bedeutung ist.“
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Dr. Susanne Eisenmann

Wie wir den Rechtsstaat in einer 
globalisierten Welt als Vorteil erhalten

Unser Wohlstand in Deutschland und 
Baden-Württemberg hat viele Ursa-
chen: ein verantwortungsvolles Unter-
nehmertum, hervorragend ausgebildete 
Fachkräfte, eine gute Infrastruktur und 
der freie Zugang zum europäischen 
Binnenmarkt, dem größten Absatzmarkt 
der Welt. Aber auch der Rechtsstaat hat 
großen Anteil an unserem wirtschaft-
lichen Erfolg. Rechtssicherheit, eine 
leistungsfähige und unabhängige Justiz, 
Investitionssicherheit und ein hohes 
Maß an innerer Sicherheit -  was für uns 
eine Selbstverständlichkeit darstellt, ist 
in einer globalisierten Welt ein wichti-
ger Standortvorteil.

Doch bekanntermaßen genügt es nicht, 
Recht zu haben, man muss auch Recht 
bekommen. Daran haben wir als CDU 
in Baden-Württemberg gearbeitet. 
Mehr als 350 Neustellen für Richter und 
Staatsanwälte und eine Einstellungs-
offensive bei der Polizei mit 9.000 Ein-
stellungen in dieser Legislaturperiode 
zeigen, dass uns ein starker Rechts-
staat mit zügigen Verfahren am Herzen 
liegen. Denn beides liegt im Interesse 
unserer Bürgerinnen und Bürger, aber 
auch unserer Unternehmen im Land. 
Ein funktionierender Rechtsstaat 
braucht aber nicht nur das nötige Per-

sonal, er braucht auch gute Gesetze. 
Dabei gilt: Mehr Gesetze bedeuten 
nicht automatisch mehr Rechtsstaat. Im 
Gegenteil: Zu viele Vorschriften können 
aus einem Rechtsstaat einen Rechts-
wegestaat machen. Das zeigt sich 

etwa am Planungs- und Vergaberecht. 
Immer wieder müssen wir erleben, 
dass wichtige Infrastrukturvorhaben 
nicht zeitnah umgesetzt werden; drin-
gend benötigte Stromtrassen, Internet-
leitungen, Eisenbahntrassen oder Orts-

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport sowie CDU-Spitzenkandidatin

Landespolitik
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umfahrungen stecken in jahrelangen 
Planungsverfahren fest. Die Vergabe 
von Bauleistungen ist überreguliert und 
ineffektiv. All das sorgt bei den Bürge-
rinnen und Bürgern für Prozess- und 
Planungsverdrossenheit, und das völlig 
zu Recht. Die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands leidet unter der Schwer-
fälligkeit bei der Umsetzung wichtiger 
Zukunftsentscheidungen.

Wenn wir unseren Standortvorteil ‚Recht-
staatlichkeit‘ nicht verlieren wollen, müs-
sen wir hier gegensteuern. Immer wieder 
entsteht inzwischen der Eindruck, dass so 
manche Kläger wichtige Infrastrukturvor-
haben nach Belieben verzögern oder auch 
verhindern können. Dieser Entwicklung 
müssen wir uns entgegenstellen. Um nicht 
missverstanden zu werden: Ich möchte 
Bürgerbeteiligung nicht aushebeln, aber 
wir müssen uns genau anschauen, wie wir 
das Planungsrecht radikal vereinfachen 
und Beteiligungsverfahren und Klage-
möglichkeiten begrenzen können.

Auch das Vergaberecht muss ver-
schlankt und von der Vielzahl zusätz-
licher Anforderungen bereinigt werden. 
Ganz allgemein brauchen wir eine De-
regulierungsagenda, mehr Vertrauen in 
unsere Unternehmer und in die Selbst-
regulierung der Wirtschaft. Auf alles das 
will ich in der kommenden Legislatur-
periode einen Schwerpunkt legen – 
gerne als Ihre Ministerpräsidentin! 

Dr. Susanne Eisenmann,

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,

www.susanneeisenmann.de  

Landespolitik
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Kein Gewaltproblem? Viele Bürgerinnen und 
Bürger empfinden anders.

„Fabian, ich fühle mich abends auf dem 
Heimweg einfach nicht mehr sicher.“ 
Diesen Satz höre ich in den vergangenen 
Jahren immer wieder. Nicht erst seit der 
Stuttgarter Krawallnacht ist das Sicher-
heitsgefühl vieler Bürgerinnen und Bür-
ger in unserem Land getrübt. Bei dieser 
Gelegenheit wird von diversen Seiten 
oft betont, dass wir in Baden-Württem-
berg kein Gewaltproblem hätten. Die 
Kriminalitätsstatistiken der vergangenen 
Jahre untermauern diese Aussage. Fest-
zustellen ist aber, dass sich die Art der 
Kriminalität und die Intensität der Ge-
walt verändert haben. Das gestörte 
Sicherheitsempfinden vieler Menschen 
muss Anlass und Motivation für pass-
genaue Maßnahmen vor Ort sein.  

Warum fühlen sich Bürgerinnen und 
Bürger unsicher? Das Bild wird in den 
vergangenen Jahren stark durch die ge-
stiegene Gewaltbereitschaft gegenüber 
unserer Polizei, Feuerwehrleuten und 
Rettungskräften geprägt. Immer öfter 
schlagen unseren Einsatzkräften Hass, 
Beleidigungen und Gewalt entgegen und 
immer öfter wird ihre Arbeit durch einen 
Mangel an Respekt erschwert. Das ist 
nicht nur ein subjektives Empfinden, son-
dern kann statistisch belegt werden. Aus 
einer Antwort des Innenministeriums auf 
eine Anfrage der CDU-Landtagsfraktion 
geht hervor, dass die Zahl der Angriffe 
auf Feuerwehrleute und Rettungskräfte 
im vergangenen Jahr landesweit auf 190 
gestiegen ist. Das sind fast viermal so 

viele Angriffe wie noch 2011. Grüne und 
Linke verharmlosen diese Vorfälle gerne 
und suchen oft die Schuld bei unserer 
Polizei, nicht bei den eigentlichen Tätern. 
Dem müssen wir als CDU entschieden 
entgegentreten. Es ist wichtig, dass sol-
che Angriffe umgehend und hart bestraft 
werden und es muss deutlich gemacht 
werden, dass ein Angriff auf unsere Ein-
satzkräfte gleichzeitig auch ein Angriff 
auf uns alle, auf unsere freie Gesell-
schaft, ist. Wir stehen an der Seite unse-
rer Sicherheitskräfte! 

Doch das ist nicht alles. Viele Bürgerinnen 
und Bürger fühlen sich an öffentlichen 
Plätzen, ganz besonders an Bahnhöfen, 
unsicher. Das hat in vielen Fällen damit 

Fabian Gramling MdL mit Vertreterinnen und Vertretern von Polizeirevieren bei einem Vor-Ort-Gespräch  

Landespolitik
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zu tun, dass sich immer mehr Jugendliche 
und junge Erwachsene nach Einbruch 
der Dunkelheit an diesen Plätzen sam-
meln, laut Musik hören, Alkohol trinken 
und dabei nicht selten andere Leute an-
pöbeln. Durch die Schließung von Disko-
theken und Clubs während der Corona-
Pandemie hat sich diese Entwicklung 
mancherorts verstärkt – das Sicherheits-
gefühl wurde dadurch mitnichten besser. 
Wir müssen dieses Thema im Land, ge-
meinsam mit dem Bund, den Kommunen 
und, im Fall der Bahnhöfe, mit der Deut-
schen Bahn angehen. Aus diesem Grund 
habe ich mich mit meinem Fraktions-
kollegen Siegfried Lorek, der Polizei-
sprecher der CDU-Landtagsfraktion 
ist, Vertreterinnen und Vertretern von 
Polizeirevieren und Kommunen zu einem 
Vor-Ort-Gespräch eingeladen. 

Aus den Gesprächen ging klar hervor, 
dass wir öffentliche Plätze sowohl in 
größeren als auch in kleineren Kommu-
nen durch Lichtkonzepte bei Dunkel-
heit aufwerten und somit auch das 
subjektive Sicherheitsempfinden der 
Bürgerinnen und Bürger in diesem Be-

reich verbessern. Zudem können Street-
worker, ausgebildete Sozialarbeiter, ein 
wichtiges Mittel sein, um den Dialog mit 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
aufzunehmen und Straftaten präventiv 
vorzubeugen. 

Einhellige Meinung war, und das halte 
ich für unabdingbar, dass zum einen 
die Polizeipräsenz an öffentlichen Plät-
zen weiter erhöht und zum anderen die 
Videoüberwachung an „Brennpunkten“ 
ausgebaut werden muss. An Bahnhöfen 
sind zwar die Bahnhofshalle und Bahn-
steige videoüberwacht, der Bahnhofs-
vorplatz oder andere öffentliche Plätze 
sind es aus datenschutzrechtlichen Grün-
den hingegen oft nicht. Hoffnung macht 
ein seit 2018 laufendes Projekt in Mann-
heim, für das sich unser Innenminister 
Thomas Strobl extrem stark gemacht hat. 
Die sich dort im Test befindende intelli-
gente Videoüberwachung arbeitet nicht 
auf Grundlage einer Gesichtserkennung. 
Das hat bereits der Landesdatenschutz-
beauftragte Stefan Brink gelobt. Statt-
dessen ermöglicht die intelligente 
Videoüberwachung eine automatische 

Bildauswertung. Das heißt, dass be-
stimmte Verhaltensmuster, die auf Straf-
taten hindeuten, über entsprechende 
Algorithmen erkannt und sofort im Lage-
zentrum der Polizei gemeldet werden. 
Die Polizei kann auf diese Weise schnell 
und zielgerichtet eingreifen. In dieser in-
telligenten Videoüberwachung sehe ich 
eine echte Chance, um die Sicherheit in 
unserem Land zu erhöhen – und das nicht 
nur subjektiv.

Das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen 
und Bürger werden wir nicht von heute 
auf morgen verändern. Doch wir müssen 
die genannten Maßnahmen angehen und 
uns der Konfrontation mit den anderen 
Parteien stellen, die bei verschiedenen 
Punkten aus unterschiedlichen Gründen 
nichts unternehmen wollen. Die Bürge-
rinnen und Bürger werden uns das dan-
ken. Wir sind und wir bleiben die Partei 
der Inneren Sicherheit. Wenn nicht wir in 
diesem Bereich handeln, wer dann?

Fabian Gramling MdL,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  
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Europas Vielfalt neu 
entdecken.

Europareisen vom Spezialisten.

   Unvergessliche Momente 
auf Reisen mit Karawane:
Sicher Reisen in Zeiten von 
Corona: mit aktuellen Hygiene-
Standards. 

  Europa, Kreuzfahrten und weltweite 
Destinationen. 

  Persönliche Beratung durch erfahrene 
Reiseprofi s. 

Karawane Reisen GmbH & Co. KG · Schorndorfer Str. 149
71638 Ludwigsburg · Tel +49 (0) 7141 2848-0 · Fax +49 (0) 7141 2848-25
info@karawane.de · www.karawane.de

Jetzt entdecken, buchen und Vorteile sichern – 
mehr auf www.karawane.de

© Maridav, Shutterstock.com© Maridav, Shutterstock.com

Europa, Kreuzfahrten und weltweite 

Persönliche Beratung durch erfahrene 

Ob Berge oder Meer, Stadt oder Land, Erlebnisreise, Erholungsurlaub oder 

Studienreise, wir haben (fast) für jeden Reisetraum ein passendendes Reiseangebot.

Corona-Sicherheitsstandards – bei uns eine Selbstverständlichkeit. 

Mit uns reisen Sie sicher, egal ob mit Gleichgesinnten in einer Gruppe oder 

individuell und fl exibel im Mietwagen. 

Am besten gleich ein persönliches Angebot einholen, 

unsere Reiseberater beraten Sie gerne und kompetent.

Höhepunkte
aus dem neuen 

Europa-Programm

Entdecken Sie mit uns 

Europas Vielfalt.

     Unsere aktuellen Angebote fi nden Sie 

           ebenfalls auf unserer Homepage!



34

Bürokratieabbau bei 
notariellen Beglaubigungen

Notarielle Beglaubigungen kosten Zeit. Ver-
einsvorstände müssen sich bei Satzungs-
änderungen einen Tag Urlaub nehmen, 
um wegen der notariellen Beglaubigung 
zum Notar zu gehen. Gründer verstehen 
nicht, warum sie wegen des Gesellschafts-
vertrags wochenlang auf den Termin beim 
Notar warten müssen. Genossenschaften 
klagen darüber, dass der Gründungsprozess 
so lange dauert. 
Dabei wird bei der notariellen Be-
glaubigung lediglich die Identität be-
stätigt, also dass die Unterschrift auf der 
Urkunde wirklich von der Person stammt, 
die sie in Gegenwart des Notars leistet. 
Der Notar prüft nicht den Inhalt der Ver-
einssatzung oder des Gesellschaftsver-
trags oder der Genossenschaftssatzung.  
Jetzt gibt es die Chance, dass alles viel 
schneller geht.

Digitalisierung der notariellen 
Beglaubigung 
Am 31.07.2019 ist die sogenannte 
Digitalisierungsrichtlinie der EU (Richt-

linie-EU 2019/1151) in Kraft getreten, 
wonach die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sind, die Voraussetzungen für 
die Digitalisierung der Gründung von 
Kapitalgesellschaften zu schaffen. Die 
Digitalisierungsrichtlinie ist bis zum 
31.07.2021 in nationales Recht umzu-
setzen. Die Bundesnotarkammer hat 
bereits eine App dafür entwickelt. Die 
Bundesregierung sollte die Gelegenheit 
ergreifen, zeitnah nicht nur die recht-
lichen Voraussetzungen für die digitale 
Gründung von Kapitalgesellschaften 
zu schaffen, sondern auch die Voraus-
setzungen für die digitale Gründung 
von Genossenschaften und Vereins-
satzungen. Die bereits entwickelte App 
könnte ebenso gut auch für die nota-
rielle Beglaubigung bei diesen Satzun-
gen eingesetzt werden. Damit könnte 
der Zeitaufwand von Tausenden von 
Notarterminen auf ein Mindestmaß re-
duziert werden. Der Normenkontrollrat 
empfiehlt, dass die Landesregierung 
eine Bundesratsinitiative ergreift, um 

nicht nur die Gründung von Kapital-
gesellschaften, sondern auch die Än-
derung von Vereinssatzungen und die 
Gründung von Genossenschaften zu 
erleichtern.

Bei der Digitalisierung aufholen
In anderen Ländern wie Estland und 
Norwegen ist es schon längst mög-
lich, eine GmbH digital zu gründen. 
Deutschland verdankt der EU hier den 
digitalen Rückenwind. Die Digitali-
sierungsrichtlichtlinie der EU erkennt 
übrigens die Gatekeeper-Funktion der 
Notare an und damit das deutsche 
Notarwesen. Besonders lobenswert 
ist, dass die Bundesnotarkammer be-
reits die technischen Voraussetzungen 
geschaffen hat. 

Der Ratsschreiber ersetzt die notariel-
le Beglaubigung
So lange die digitalen Angebote nicht 
vorliegen, könnte der Ratsschreiber, 
den es noch in ca. 800 Kommunen Ba-
den-Württembergs gibt, die öffentliche 
Beglaubigung vornehmen. Dies müsste 
aber noch stärker von den Gemeinden 
beworben werden. 

Näheres dazu in Empfehlungsberichten 
des Normenkontrollrats Baden-Württem-
berg zum Bürokratieabbau 2018, zu Ver-
einen und Ehrenamt und zum Bürokratie-
abbau bei Genossenschaftsgründungen.

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, 

gisela.meister-scheufelen@nkr.bwl.de, 

www.normenkontrollrat-bw.de  

 Dr. Gisela Meister-Scheufelen, Vorsitzende Nor-
menkontrollrat Baden-Württemberg

Landespolitik

NORMENKONTROLLRAT

Bürokratieabbau  
bei der Gründung  
von Genossenschaften
„WAS EINER NICHT SCHAFFT, SCHAFFEN VIELE“ 
 FRIEDRICH WILHELM RAIFFEISEN
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https://www.baden-wuerttemberg.de/de/unser-land/landeswappen-und-hymnen/landeswappen/?type=98 1/4

SYMBOL

Das Landeswappen

Das Große Landeswappen

Die Landesverfassung schrieb zunächst nur Schwarz-Gold als die Landesfarben, aber kein Wappen
vor. Nach vielen Diskussionen einigten sich die Abgeordneten im Landtag 1954 auf den Entwurf des
Grafikers Fritz Meinhard als neues Landeswappen. Meinhards Entwurf spiegelte die Einheit des
jungen Landes Baden-Württemberg

Am 3. Mai 1954 verabschiedete der Landtag das „Gesetz über das Wappen des Landes Baden-
Württemberg“ Damit hatte das zweitjüngste Bundesland im Westen endlich auch ein hoheitliches
Zeichen. Neben dem Großen Landeswappen, das unter anderem von der Regierung, dem
Ministerpräsidenten, den Ministerien und den Vertretungen des Landes in Berlin und Brüssel benutzt
wird, gibt es noch ein Kleines Landeswappen. Das Kleine Landeswappen wird unter anderem von den
Notaren des Landes verwendet oder auf dem Steuersiegel baden-württembergischer Nummernschilder.
Bis 2016 gab es mit dem Baden-Württemberg Signet neben den beiden offiziellen Wappen noch ein nicht
hoheitliches Zeichen. Dieses wurde inzwischen abgeschafft.

Baden-Württemberg.de
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Engpässe in der Arznei-
mittelversorgung vermeiden  
- aber wie?

Die Corona-Pandemie hat eine Reihe 
von grundlegenden strukturellen Pro-
blemen, die in der Vergangenheit, aus 
welchen Gründen auch immer, nicht 
gelöst wurden, aufgezeigt. Dazu ge-
hören beispielsweise die Versorgungs-
engpässe bei persönlicher Schutzaus-
rüstung, vielen Arzneimitteln usw. 
Ebenso wurde uns, nicht nur Europa, 
die Abhängigkeit insbesondere von 
China drastisch vor Augen geführt!

Der Bundesvorstand der MIT hatte, 
in weiser Voraussicht, bereits im Rah-
men seiner Klausurtagung am 30. März 
2019 eine Reform des Festbetragssys-
tems gefordert (0 Versorgung stärken, 
Festbetragssystem reformieren).

Während des Lockdown und mitten in 
der Diskussion um Versorgungseng-
pässe setzte der GKV-Spitzenverband 
zum 1. April 2020 die Festbeträge für 
als versorgungsrelevant eingestufte 
Arzneimittel weiter herab. Dabei ist 
es längst jedermann bekannt, dass die 
im innereuropäischen Vergleich nied-
rigen Festbeträge schon in der Ver-
gangenheit zu Versorgungsengpässen 
führten. Wie soll bei dieser Abwärts-
spirale die Versorgung der Patienten 
in unserem Land künftig sichergestellt 
werden? Aufgrund dieser Situation ist 
es für den Pharmagroßhandel in der 
Regel lukrativer, deutsche Ware zu ex-
portieren, anstatt sie in Deutschland 
zu verramschen!

Die Lage wird durch die kritikwürdigen 
Ausschreibungspraktiken der gesetz-
lichen Krankenkassen im Zusammenhang 
mit Rabattverträgen noch verschärft.

Nach der neuesten Ausschreibung der 
AOK én von 119 Wirkstoffen sind ledig-
lich 22 zur Vergabe in einem Drei-Part-
ner-Modell vorgesehen. Ein ähnliches 
Bild zeichnet sich bei den Ersatzkassen 

ab: Von 64 Wirkstoffen in 76 Fachlosen 
werden lediglich 58 Fachlose in Mehr-
partnermodellen ausgeschrieben.

An dieser Stelle sei angemerkt, dass 
die Pharmaproduktion in Deutschland 
bereits 120 % dessen produziert, was 
am heimischen Markt benötigt wird. 

Klaus H. Kober, stv. Vorsitzender der Kommission 
Gesundheit/Pflege
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Trotzdem sind Versorgungsengpässe 
alltäglich geworden.

Die folgende Abbildung verdeutlicht 
am Beispiel von Methylphenidat 10 mg 
Tabletten die Abwärtsentwicklung des 
Festbetrags seit dem Jahr 2008.

Wie bitte soll es unter solchen Rahmen-
bedingungen gelingen, in Europa - re-
spektive Deutschland - die im Kontext 
der Corona-Pandemie lautstark ge-
forderte Produktion von Wirkstoffen 
bis Finished Goods wieder attraktiv 
zu machen und die Unabhängigkeit 
vom asiatischen Markt signifikant zu 
reduzieren? Dies setzt zunächst vor-
aus, dass unseren mittelständischen 
Arzneimittelherstellern wieder aus-
kömmliche Preise und Rahmen-
bedingungen zugestanden werden, 
damit die Arzneimittelversorgung wie-
der auf sichere Füße gestellt, aber auch 
Innovationen weiterhin möglich sind. 
Insofern sind die vom MIT-Bundesvor-
stand im März 2019 geforderten Re-
formen dringlicher denn je. 

Die MIT setzt sich deshalb dafür ein, 
dass künftig bei Ausschreibungen min-
destens ein Hersteller mit Produktions-
sitz in Europa und Mehrpartnermodelle 
Anwendung finden.

Klaus H. Kober,

kkober@kober-management.com,

www.kober-management.com  
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Familienunternehmen sind ein 
wesentlicher Stabilitätsfaktor 
für den ländlichen Raum

Familienunternehmen sind ein ent-
scheidender Faktor für die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
Stadt und Land. In ländlichen Regionen, 
in denen es viele Familienunternehmen 
gibt, nimmt die Einwohnerzahl zu und die 
Abwanderung von jungen Menschen ist 
geringer. Regionen mit hoher Dichte an 
Familienunternehmen weisen außerdem 
einen höheren Wohlstand auf, haben 
höhere Ausbildungsquoten, niedrigere 
Arbeitslosenzahlen und sind innovativer.
Das ist das Ergebnis der ersten wissen-
schaftlichen Studie, die den Beitrag 
von Familienunternehmen für ländliche 
Räume umfassend untersucht. Die Studie 
liefert wichtige Erkenntnisse zur Erfüllung 
des Verfassungsauftrags, gleichwertige 
Lebensverhältnisse in städtischen und 
ländlichen Regionen sicherzustellen. Sie 
wurde im Auftrag der Stiftung Familien-
unternehmen vom Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) erstellt.

„Familienunternehmen sind ein Garant 
dafür, dass die Menschen abseits der Me-

tropolen gut leben können. Sie festigen 
den gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Zusammenhalt und ermöglichen 
gleiche Lebensverhältnisse in Stadt und 
Land“, sagt Professor Rainer Kirchdörfer, 
Vorstand der Stiftung Familienunter-
nehmen. „Gleichwertige Lebensverhält-
nisse in Deutschland kann es nur mit 
starken Familienunternehmen geben.“

Die Studie untersucht, wie 215 ländliche 
Landkreise in Bezug auf Bevölkerungs-
entwicklung, Innovation, Wohlstand, 
Arbeitslosigkeit, Ausbildung und kom-
munale Finanzen abschneiden. Zugleich 
wird erfasst, wie hoch der Anteil von 
Familienunternehmen ist. Um die Be-
deutung von Familienunternehmen für 
eine Region besser untersuchen zu kön-
nen, konzentrierten sich die Forscher auf 
größere Familienunternehmen mit 50 
oder mehr Mitarbeitern und auf relevante 
Branchen. Die so identifizierten Familien-
unternehmen beschäftigen 2,5 Millionen 
der insgesamt 5,7 Millionen Mitarbeiter 
aller vergleichbaren Unternehmen.

In ausnahmslos allen Kategorien schnit-
ten Landkreise mit hohem Familienunter-
nehmensanteil besser ab:

•	 Die Arbeitslosenquote ist in stark 
von Familienunternehmen geprägten 
Landkreisen niedriger als in der Gruppe 
mit den geringsten Anteilen (2,8 % vs. 
5,5 %). Diese Landkreise verzeichneten 
zudem in Zehnjahresfrist einen be-
sonders starken Beschäftigungs-
zuwachs (21 % vs. 15 %).

•	 Die Ausbildungsquote steigt mit hoher 
Präsenz von Familienunternehmen: Die 
Ausbildungsquote beträgt in Regionen 

Professor Rainer Kirchdörfer,  
Vorstand der Stiftung Familienunternehmen

Wirtschaft
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mit den höchsten Anteilen an Familien-
unternehmen 4,9 %. In ländlichen Regio-
nen mit wenigen Familienunternehmen 
sind es 3,7 %.

•	 Die Bevölkerungsentwicklung ist 
deutlich positiver. Während sich 
die Bevölkerung in den Räumen 
mit einem höheren Familienunter-
nehmensanteil im Zeitraum von 2008 
bis 2018 im Schnitt positiv entwickelt 
hat (+2 %), ging die Bevölkerung in 
Regionen mit unterdurchschnitt-
lichen Familienunternehmensanteil 
zurück (-2,6 %). Den höchsten Zu-
wachs konnte der Kreis Erding (Bay-
ern) verzeichnen (Bevölkerungsplus 
von 11 %), wo überdurchschnittliche 
viele Familienunternehmen ansässig 
sind. Den stärksten Rückgang ver-
zeichnete der Kreis Mansfeld-Süd-
harz (Sachsen-Anhalt) mit einem 
unterdurchschnittlichen Anteil an 
Familienunternehmen. „Familien-
unternehmen schaffen es, zu einer 
intensiveren Bindung der jungen 
Menschen an die Region beizutragen 
und damit die dezentralen Stärken 
und den Wohlstand in den Regionen 
zu sichern“, schreiben die Autoren.

•	 Regionen mit vielen Familienunter-
nehmen sind innovativer. Im Schnitt 
vermelden ländliche Räume mit einem 
sehr hohen Familienunternehmens-
anteil fast dreimal so viele Paten-

te je 100.000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte (120 vs. 45 
Anmeldungen). Auch der Anteil an 
Beschäftigten in den für Innovationen 
bedeutsamen mathematisch-natur-
wissenschaftlich geprägten MINT-Be-
rufen ist höher (22,5 % vs. 20 %).

•	 In Regionen mit einem besonders 
hohen Familienunternehmensanteil 
fällt das Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf mit durchschnittlich 33.200 Euro 
pro Kopf höher aus als in den Gruppen 
mit niedrigen Familienunternehmens-
anteilen (knapp 28.500 Euro pro Kopf). 
Die Kaufkraft ist umso höher, je stär-
ker Landkreise von Familienunter-
nehmen geprägt werden. Auch die 
Produktivität ist höher.

•	 Die kommunalen Finanzen sind in 
Regionen mit höheren Familienunter-
nehmensanteilen besser. Im Schnitt 
ist die Verschuldung der öffentlichen 
Hand in den beiden am stärksten 
von Familienunternehmen geprägten 
Gruppen um 11 % niedriger als in 
Räumen mit einem geringen Familien-
unternehmensanteil (1.200 Euro vs. 
1.355 Euro  je Einwohner).

„Familienunternehmen übernehmen Ver-
antwortung in ihren Heimatregionen“, 
sagt Kirchdörfer. „Während die meis-
ten anonymen Großkonzerne ihre Zen-
tralen in den Metropolen haben, sind 

Familienunternehmen in ihren Regionen 
fest verwurzelt. Viele von ihnen sind 
Weltmarkführer. Sie bieten nicht nur in 
der Fertigung, sondern auch in der For-
schung und Entwicklung qualifizierte 
Arbeit. Diese Wirtschaftskraft strahlt 
positiv auf eine ganze Region aus.“

Die Ergebnisse müssten deswegen auch 
für die Politik eine Richtschnur sein. 
„Weltweit werden wir um diese de-
zentrale Struktur an starken Familien-
unternehmen beneidet. Die Politik sollte 
diese Landschaft stärken“, sagt Kirch-
dörfer. „Familienunternehmen werden 
nur dann aus den Regionen heraus erfolg-
reich bleiben können, wenn sie dort gute 
Rahmenbedingungen vorfinden.“

Die Corona-Krise beispielsweise hat noch 
einmal deutlich vor Augen geführt, dass 
die digitale Infrastruktur an vielen Orten 
dringend verbessert werden muss. Es 
sollte die Einrichtung von Innovations-
hubs in ländlichen Regionen gefördert 
werden. Wichtig ist auch ein gut aus-
gebautes Bildungswesen – von Kinder-
betreuungseinrichtungen bis zu Hoch- 
und Berufsschulen.

Andre Tauber,

tauber@familienunternehmen.de,

www.familienunternehmen.de  

Wirtschaft
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Sozial, engagiert und unerschrocken: 

Warum Königin Olga seit fast 200 Jahren in 
Württemberg gefeiert wird 

Spaltung der Gesellschaft, Mangel an 
gegenseitigem Verständnis, blanker 
Egoismus – das sind Phänomene, die 
2020 ebenso beklagt werden wie vor 200 
Jahren. Gefragt sind damals wie heute 
starke Persönlichkeiten. Menschen, die 
Brücken schlagen, Veränderungen aktiv 
einleiten und fördern. Sie machen Ge-
schichte und bleiben im Gedächtnis. Wie 
Königin Olga von Württemberg, deren 
Einsatz für die Schwachen der Gesell-
schaft in Stuttgart und Württemberg bis 
heute seinesgleichen sucht. 2022 feiern 
wir den 200. Geburtstag der Powerfrau, 
die mit Güte und Geschick das Leid un-
zähliger, meist junger Menschen linderte. 
So wurde sie zum Vorbild, das heute als 
Wohltäterin und „Sissi von Stuttgart“ ge-
feiert wird. 
Olga Nikolajewna Romanowa kam als 
drittes von sieben Kindern des russi-
schen Zaren Nikolaus I. in der Metropole  

St. Petersburg zur Welt. Ihre Mutter 
Charlotte war eine Tochter der Königin 
Luise von Preußen. Olga verbrachte eine 
glückliche Kindheit, geprägt von der Be-
ziehung zu ihren Geschwistern und einer 
am höfischen Leben ausgerichteten Bil-
dung. Bereits im Alter von sechs Jahren 
konnte sie russisch, deutsch und fran-
zösisch lesen und schreiben. Zur Aus-
bildung der jungen Großfürstin gehörten 
zudem Musik, Gesang, Tanz und Malerei.

Der Weg nach Württemberg
Den Winter 1845/46 verbrachte Olga, 
damals 23 Jahre alt, mit ihrer kranken 
Mutter auf Sizilien. Dort wurde sie von 
Kronprinz Karl von Württemberg be-
sucht. Bei einem Spaziergang kamen sich 
die beiden näher. Entgegen sonstiger Ge-
wohnheit überließ der Zar seiner Tochter 
die Wahl des Ehemannes. Sie entschied 
sich für Karl und die beiden heirateten 

1846 in Peterhof bei St. Petersburg. Olga 
verließ noch im selben Jahr ihre Heimat 
und zog mit Karl nach Stuttgart. Als die-
ser 1864 gekrönt wurde, war Olga Köni-
gin von Württemberg und blieb es bis zu 
ihrem Tod. Sie starb am 30. Oktober 1892 
mit 70 Jahren in ihrer zeitweiligen Wahl-
heimat Friedrichshafen – nur ein Jahr, 
nachdem König Karl verstorben war. Wie 
auch er wurde Olga in der Gruft im Alten 
Schloss in Stuttgart beigesetzt.
Königin Olga lebte im Neuen Schloss 
in Stuttgart, zeitweilig auch in der Villa 
Berg und im Schloss Friedrichshafen am 
Bodensee. Ihr Leben war geprägt von 
höfischer Repräsentation, doch das war 
ihr nicht genug. Selbstbewusst brachte 
sie ihre politischen Ansichten in die Dis-
kussionen bei Hofe ein. Vor allem aber 
galt ihr Engagement sozialen Aufgaben. 
Bereits 1847 wurde sie Schirmherrin der 
Stuttgarter Heilanstalt für Kinder, die 

Wirtschaft
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noch heute ihren Namen trägt: Das Ol-
gahospital wird für gewöhnlich liebevoll 
„Olgäle“ genannt und ist das bekannteste 
ihrer sozialen Projekte. 

Soziales Engagement in Stuttgart und 
Württemberg
Nach Olga wurden im Lauf der Jahre 
Straßen, Krankenhäuser und Schu-
len in ganz Württemberg benannt. So 
ist sie Namensgeberin für das Karl-
Olga-Krankenhaus in Stuttgart. Be-
sonders am Herzen lag ihr die Jugend. 
Sie unterstützte Kinderkrippen, schuf 
Ausbildungsplätze für Mädchen und 
gründete 1873 das Olga-Stift, eine Aus-
bildungsstätte für Mädchen. Heute 
beherbergt das Stift ein Gymnasium. 
Am 15. Oktober 1856 eröffnete Olga 
von Württemberg die von ihr finanziell 
unterstützte „Nikolaus-Pflege für blin-

de Kinder“. Benannt ist die Einrichtung 
nach ihrem Vater.

Olgas Wirken aus heutiger Sicht
Bis heute haben es Frauen deutlich 
schwerer als Männer, in den Geschichts-
büchern angemessen gewürdigt zu wer-
den. Man denke nur an Bertha Benz. Die 
Pionierin des Automobils war eine Zeit-
genossin von Olga. Lange stand sie im 
Schatten ihres Mannes Carl, obwohl sie 
dessen Erfolg maßgeblich ermöglichte. 
Olga wird gerne aufgrund ihrer Rolle als 
Königin beurteilt. Diese machte es ihr 
angeblich leicht, sich für andere einzu-
setzen. Dabei werden zwei wesentliche 
Punkte übersehen: Zum einen musste 
sich Olga mit ihren Projekten in einem 
rein von Männern dominierten Umfeld 
durchsetzen. Bei Hofe wurde von Frau-
en erwartet, dass sie sich komplett dem 

höfischen Zeremoniell unterordneten. 
Zum anderen nutzte die Königin nicht 
die Staatskasse, um Gutes zu tun, son-
dern ihr Privatvermögen. 
Man muss kein verstaubter Monarchie-
Verehrer sein, um die Lebensleistung 
der württembergischen Königin anzu-
erkennen. Was sie zur idealen Marken-
botschafterin für die Stadt Stuttgart und 
das Land Baden-Württemberg macht, 
sind Eigenschaften, die bis heute wert-
voll sind: Sie liebte die Menschen und 
ihre Heimat, sie setzte Güte, Geschick 
und Vermögen ein, um Gutes zu tun. 
Bei den Themen Gesundheit und Pflege 
darf Olga als engagierte Vorreiterin gel-
ten, der Ständeunterschiede egal waren, 
wenn es galt, konkret zu helfen. Damit 
war und ist sie Vorbild und Symbol für 
Handeln im Sinne der Allgemeinheit. 
2022 werden ihr 200. Geburtstag und 
ihr 150. Todestag begangen. Dies sollte 
Anlass sein, sich zu erinnern und sich in-
spirieren zu lassen. Von einer Frau, die in 
ihrer Zeit große Zeichen setzte, die bis 
heute sichtbar sind. 

Die Agentur Baumann & Baltner
Leidenschaft für die Landesgeschichte 
und jahrzehntelange Erfahrung im Sto-
rytelling sowie bei der Positionierung 
von Marken: Das verbinden die Ge-
schäftsführer von Baumann & Baltner 
bei ihrem Olga-Projekt: Die Königin soll 
als starke Persönlichkeit und Vorbild ins 
Bewusstsein gerückt werden. „Sie wird 
dadurch zur Markenbotschafterin für 
Stuttgart und das Land Baden-Würt-
temberg“, sagt Agenturgründer Gerhard 
Baumann. Ziel ist es, die Geschichte 
Olgas neu zu erzählen, auch über digita-
le Kommunikationskanäle wie Facebook 
und Instagram. Geschäftsführer Uwe 
Baltner sucht dafür nach den spannends-
ten Geschichten rund um die Königin, 
ihre Zeit und ihre Zeitgenossen. Paral-
lel dazu hat die Ludwigsburger Agentur 
ein wertvolles Präsent entwickelt, das 
Olga im wahrsten Sinne in aller Munde 
sein lässt: Die Königin-Olga-Kugeln sind 
feinste Pralinen, in denen sich Schokola-
den-Kunst aus Württemberg und russi-
sche Seele vereinen. 

Uwe Baltner, Gerhard Baumann,

g.baumann@baumann-baltner.de, 

www.koenigin-olga.de  
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Großfürstin Olga Nikolajewna Romanowa, spätere Königin von Württemberg,  
Gemälde von Franz Xaver Winterhalter, Öl auf Leinwand um 1856
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Digitale Souveränität und 
Wettbewerbsfähigkeit 
Europas

Der digitale Wandel übt einen starken 
Einfluss auf unser tägliches Leben aus 
– etliche Gewohnheiten und Geschäfts-
modelle verändern sich fast schlagartig. 
Die Corona-Pandemie hat uns in vielen 
Bereichen zusätzlich vor Augen geführt, 
dass wir uns zukunftssicher für das digi-
tale Zeitalter machen müssen und dass 
in der Digitalisierung riesige Potenziale 
liegen. Um diese zu nutzen, bedarf es vor 
allem einer stabilen digitalen Souveräni-
tät, basierend auf unseren europäi-
schen Grundwerten. Im Mittelpunkt 
stehen dabei insbesondere die Themen 
Datenschutz und Cybersicherheit, die 
Einrichtung eines europäischen Cloud-
Systems und der Ausbau der digitalen 

Infrastruktur sowie eine Eindämmung 
der wachsenden Abhängigkeit von aus-
ländischen Technologien.

Cybersicherheit ohne 
Wettbewerbsnachteil
In der letzten Legislaturperiode haben 
wir in Bezug auf bestehende und neue 
Rechtsvorschriften zum Schutz von Bür-
gern, Unternehmen und Institutionen 
viel erreicht: So trat beispielsweise der 
„Cyber Security Act“ in Kraft, welcher 
der 2005 gegründeten „European Net-
work and Information Security Agency“ 
(ENISA) mehr Kompetenzen einräumt. 
Neben ENISA wurden auch die jeweiligen 
nationalen Agenturen mit diversen finan-

ziellen Mitteln ausgestattet, um so eine 
gemeinsame Cybersicherheitsstrategie 
entwickeln zu können. 
Doch trotz wichtiger rechtlicher Er-
rungenschaften in der vergangenen 
Legislaturperiode nehmen die Schäden, 
die durch Cyber-Angriffe auf unsere Bür-

Daniel Caspary MdEP, Vorsitzender der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament

Europa
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·  Elektrisch höhenverstellbarer
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·  Schnelle Hubgeschwindigkeit
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·  FSC®-Zertifizierung
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·  Mehr Tische auf Anfrage
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Höhenverstellbarer Schreibtisch, 160x 80 cm
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0711 / 80 91 20 - 199
info@ueberschaer.de
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Mitglieder. Die Aktion ist gültig 
bis 31.12.2020. 
Inklusive Lieferung & Montage 
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ger, Unternehmen und Institutionen ent-
stehen, stetig zu. In dieser Wahlperiode 
müssen wir uns also darauf fokussieren, 
prinzipienbasierte und technologie-
neutrale Rechtsvorschriften zu erlassen, 
gleichzeitig unser gesellschaftliches, 
wirtschaftliches und politisches System 
widerstandsfähiger gegen Cyber-An-
griffe zu machen und schließlich uns 
schneller auf politische Reaktionen in 
einer sich schnell verändernden digita-
len Welt zu einigen. Zusätzlich möchten 
wir europäische Unternehmen dazu er-
mutigen, eine klare und regelmäßig von 
unabhängiger Seite evaluierte Cyber-
sicherheitsstrategie zu entwickeln, die 
sich an der individuellen Risikosituation 
orientiert – ohne unnötig bürokratischen 
Aufwand. Auch verbindliche Cyber-
sicherheitsschulungen für Arbeitnehmer 
können dabei helfen, das Bewusstsein zu 
schärfen und die Risiken im Zusammen-
hang mit dem menschlichen Faktor in der 
Cybersicherheit zu minimieren.

Aufbau eines europäischen 
Cloud-Systems
Die EU muss, auf der Grundlage etab-
lierter Standards für Verbraucher- und 
Datenschutz, Sicherheit und Trans-

parenz, digital besser vernetzt werden. 
Dabei ist der Aufbau von 5G/Gigabit- 
Netzen, für alle europäischen Bürger, 
essentiell. Nur so können digitale Lü-
cken zwischen den Regionen vermieden 
werden. Zusätzlich befürworten wir als 
CDU/CSU-Gruppe die Einrichtung eines 
europäischen Cloud-Systems. Wenn wir 
es schaffen, bestehende Cloud-Dienste 
miteinander zu verbinden, dann würde 
die Zahl gemeinsamer Datenräume signi-
fikant erhöht und somit ein freiwilliger 
Datenaustausch zwischen Unternehmen 
gefördert werden. Durch die Schaffung 
dieser europäischen Alternative zu den 
bisherigen meist außereuropäischen 
Systemen könnte unter anderem die 
Wettbewerbsfähigkeit und Unabhängig-
keit unserer Unternehmen gesteigert 
werden. 
Dadurch würde die Europäische Union 
nicht mehr von ausländischen Systemen 
abhängig, wir würden somit erheblich an 
digitaler Souveränität hinzugewinnen. 
Die Umsetzung einer neuen digitalen 
Agenda erfordert unter anderem das Ein-
bringen neuer Ideen und Konzepte in die 
politische Debatte und eine engere Zu-
sammenarbeit mit dem Privatsektor und 
der Zivilgesellschaft.

Ausbau der digitalen Infrastruktur
Im Jahr 2019 war keines der fünfzehn 
führenden Digitalunternehmen euro-
päisch. Um für die Herausforderungen 
der Zukunft besser gerüstet zu sein, 
bedarf es mehr Investitionen in in-
novative Technologien. Das Streben 
nach der digitalen Souveränität be-
deutet jedoch nicht, dass die EU pro-
tektionistisch werden sollte. Unsere 
Europäische Union ist und bleibt ein 
Verfechter der globalen Zusammen-
arbeit. Dennoch sollten wir unse-
re Abhängigkeit von ausländischen 
Technologien reduzieren und eigene 
Investitionen im Bereich der digitalen 
Technologien vorantreiben. Wir ver-
fügen über die finanziellen Mittel, um 
mit Großmächten wie den USA oder 
China mitzuhalten. Wir werden sicher-
stellen, dass das digitale Leben unserer 
Bürger auf einer fairen, sicheren und 
nachhaltigen Grundlage beruht. Unse-
re Wettbewerbsfähigkeit, zum Wohle 
der EU-Bürger, hat dabei für uns obers-
te Priorität. 

Daniel Caspary MdEP, 

daniel@caspary.de, 

www.caspary.de  

Europa
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BGH vs. EuGH -  
Widerrufsrecht bei Darlehensverträgen?

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) vom 26.03.2020 (Az.: C 66/19) 
schlug ein wie eine Bombe. Darin ent-
schied der EuGH, dass eine Klausel in 
der Widerrufsinformation, die sich in 
einer Vielzahl von abgeschlossenen Dar-
lehensverträgen findet, gegen EU-Recht 
verstößt: 

„Widerrufsrecht
Der Darlehensnehmer kann seine Vertrags-
erklärung innerhalb von 14 Tagen ohne An-
gabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, 
Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt 
nach Abschluss des Vertrags, aber erst, 
nachdem der Darlehensnehmer alle Pflicht-
angaben nach § 492 Abs. 2 BGB (z. B. An-
gaben zur Art des Darlehens, Angaben zum 
Nettodarlehensbetrag, Angabe zur Ver-
tragslaufzeit) erhalten hat. ...“

Die sogenannten „Pflichtangaben“ muss-
te sich der Verbraucher jedoch müh-
sam durch eine Verweisungskette von 
nationalen Bestimmungen erschließen. 
Zunächst verweist ihn die Widerrufs-
belehrung auf den § 492 Abs. 2 BGB, 
der wiederum auf Art. 247 §§ 6 bis 13 
Einführungsgesetz zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch (EGBGB), um auch dort 
einen weiteren Verweis auf Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu finden.

Kurze Zeit sah es danach aus, als habe 
der EuGH erneut eine Widerrufswelle 
bei Kreditverträgen ausgelöst. Denn 
bei einer unzureichenden Widerrufs-
information beginnt die 14-tägige Wider-
rufsfrist nicht zu laufen, so dass Verträge 
noch nach Jahren widerrufen werden 
können. Doch es kam anders:
	
1. Die Entscheidung des EuGH  
(Az.: C-66/19)
Aufgrund des in § 492 Abs. 2 BGB ent-
haltenen Verweises könne nach An-
sicht des EuGH der Verbraucher auf 
der Grundlage des Vertrages weder er-
kennen noch überprüfen, ob der von 
ihm abgeschlossene Vertrag alle nach 

dieser Bestimmung erforderlichen An-
gaben enthalte, und erst recht nicht, ob 
die Widerrufsfrist für ihn zu laufen be-
gonnen habe.

Daher urteilte der EuGH, dass dieser 
vom deutschen Gesetzgeber in der 
gesetzlichen Musterbelehrung integrier-
te Verweis auf die deutschen Rechts-
vorschriften nicht dem Erfordernis der 
EU-Verbraucherkreditrichtlinie genügt, 

den Verbraucher in klarer und prägnan-
ter Form über die Frist sowie die an-
deren Modalitäten der Ausübung des 
Widerrufsrechts zu informieren. Es sei 
mit europäischem Recht nicht verein-
bar, dass ein Kreditvertrag hinsichtlich 
der Pflichtangaben, deren Mitteilung 
an den Verbraucher für den Beginn der 
Widerrufsfrist maßgeblich ist, auf eine 
nationale Vorschrift verweise, die selbst 
auf weitere Rechtsvorschriften des be-
treffenden Mitgliedsstaats verweist (sog. 
„Kaskadenverweis“).

Aus Sicht des EuGH müsse es dem Dar-
lehensnehmer möglich sein, allein aus 
der Widerrufsbelehrung heraus zu be-
stimmen, ob die Widerrufsfrist zu laufen 
begonnen habe. Dem werde nicht ge-
nügt, wenn der Verbraucher einer langen 
Kette von Verweisen folgen müsse. 

2. Der BGH kippt den 
EuGH-Widerrufsjoker
Nur fünf Tage später, am 31. März 2020, 
stellte sich der BGH in zwei Beschlüssen 
gegen das Urteil des EuGH und stellte 

Berthold Straetmanns, Fachanwalt für Handels- 
und Gesellschaftsrecht sowie Insolvenzrecht

Jehona Krasniqi, Rechtsanwältin

Gesetzesnews
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klar, dass er an seiner bisherigen Recht-
sprechung festhalte.

Der BGH hob in seinem Beschluss vom 
31.03.2020 (Az.: XI ZR 581/18) hervor, 
dass die Entscheidung des EuGH für Im-
mobiliar-Verbraucherdarlehensverträge 
nicht einschlägig sei, da die dem EuGH 
zugrunde liegende Verbraucherkredit-
richtlinie auf Immobiliar-Verbraucher-
darlehensverträge keine Anwendung 
finde. Wie nationale Vorschriften aus-
zulegen seien (bezogen auf den Inhalt 
der gesetzlichen Muster-Widerrufs-
belehrung in Deutschland), die nicht in 
den Anwendungsbereich des Unions-
rechts fielen, und ob ihre Auslegung 
durch das vorlegende Gericht richtig 
sei, falle, so der BGH, in die ausschließ-
liche Zuständigkeit der nationalen 
Gerichte.

In einem weiteren Beschluss vom 
31.03.2020 (Az.: XI ZR 198/19) macht der 
BGH deutlich, dass die Entscheidung des 
EuGH auch auf Allgemein-Verbraucher-
darlehensverträge nicht anwendbar sei. 
Der BGH führt aus, dass sich Darlehens-
geber bei Verwendung des gesetzlichen 
Musters zur Widerrufsinformation auf 
die Gesetzlichkeitsfiktion berufen kön-
nen. Diese erlaube den Darlehensgebern, 
sich auf die Richtigkeit der von ihnen ver-
wendeten Muster-Widerrufsbelehrung zu 
berufen, selbst wenn die Rechtsprechung 
einzelne Passagen in der Zukunft für un-
zulässig erklären sollte. Verwendet der 
Darlehensgeber dieses gesetzliche Mus-
ter, entspricht die Widerrufsbelehrung 
dem ausdrücklichen Willen des Gesetz-
gebers und eine Auslegung gegen den 

eindeutigen Willen des Gesetzgebers 
komme somit nicht in Betracht.

Die Gesetzlichkeitsfiktion greift jedoch 
dann nicht, wenn Darlehensgeber vom 
gesetzlichen Mustertext inhaltlich oder 
der Darstellung nach zum Nachteil der 
Verbraucher abgewichen sind. Solche 
Abweichungen können ihre Darlehens-
verträge gegebenenfalls widerrufbar 
machen. 
Somit besteht jedenfalls für Darlehens-
geber, die in Widerrufsbelehrungen zwar 
den Kaskadenverweis auf § 492 Abs. 2 
BGB, jedoch im Übrigen nicht die wort-

getreue gesetzliche Musterwiderrufs-
information verwendet haben, ein hohes 
Risiko, dass deren Widerrufsbelehrung 
unwirksam ist und sich Verbraucher da-
rauf berufen werden.
	
3. Fazit
Lassen Sie sich durch pauschale Ver-
öffentlichungen nicht zu der falschen 
Annahme verleiten, dass aufgrund des 
EuGH-Urteils vom 26.03.2020 nun-
mehr „jeder Kreditvertrag widerruf-
bar“ sei. Es kann sich durchaus lohnen, 
einen Darlehensvertrag im Hinblick 
auf einen möglichen Widerruf zu über-
prüfen, dies muss jedoch differenziert 
erfolgen. 

Wie die deutschen Gerichte mit diesen 
entgegengesetzten Entscheidungen des 
BGH und EuGH umgehen werden, wird 
sich erst in möglichen Gerichtsverfahren 
zeigen. Jedenfalls der deutsche Gesetz-
geber muss die EuGH-Entscheidung als 
Aufforderung verstehen, die gesetz-
liche Musterwiderrufsinformation zu 
korrigieren.  

Jehona Krasniqi, Berthold Straetmanns,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu  

Gesetzesnews
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH&Co. KG	

	 www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Bartholomäus GmbH	

	 www.geba-emerkingen.de

Lothar Bix GmbH	

	 www.bix-lackierungen.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.	

Derichsweiler Umzüge Lagerung Service 

GmbH & Co. KG	

	 www.derichsweiler.com

Derra, Meyer & Partner	  

	 www.derra.eu

Alfred Dörflinger GmbH	  

	 www.doerflinger-granit.de

Spedition Marcus Eitel GmbH	

	 www.spedition-eitel.de

ELGO Electronic GmbH&Co.KG	

	 www.elgo.de

Gaplatec GmbH	

	 www.gaplatec.de

Grünemay & Abt KG 	

	 www.gruenemay-abt.de

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG	

	 www.gruener-systemtechnik.de

Karawane Reisen GmbH & Co. KG	

	 www.karawane.de

Weingut Kopp	

	 www.weingut-kopp.de

DER KREIS Einkaufsgesellschaft für Kü-

che & Wohnen mbH & Co. KG	

	 www.derkreis.de

Nerling GmbH Systemräume	

	 www.nerling.de

Gottlieb NESTLE GmbH	

	 www.g-nestle.de

Prinzing Elektrotechnik GmbH	

	 www.prinzing-elektro.de

Pro Metall GmbH	

	 www.prometall.de

Rathberger GmbH	

	 www.rathberger-blech.de

R.I.E.MPP Industrieservice  

Elektrotechnik GmbH	

	 www.riempp.de

Schnaithmann Maschinenbau GmbH	

	 www.schnaithmann.de

Ingenieurbüro Schuhmacher	

	 www.statik-s.de

SchwörerHaus KG	

	 www.schwoererhaus.de

Semmler GmbH TachoControl	

	 www.tachocontrol.de

Ueberschär GmbH & Co. KG	

	 www.bueromoebel.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk GmbH 

& Co. KG	

	 www.artur-uhl.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG	

	 www.uhl-beton.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	

	 www.wiesbauer.de

www.statik-s.de

07254 / 6666

Bau ingenieure
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-rv.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar  

www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen  

www.mit-sigmaringen.ubgnet.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.
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Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
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Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de
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Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de
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www.mit-bw.de
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